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I.  Die Gruadrtditt 

Artikel   I 
Würde des Menschen in unanr.uit.jr. St« 

»4*; <:';!:;; Khümn in v"p"^<^ -«« 
pru.schc   Volk   bekennt   sich   durum  mi 

tAftm    i       "   '""'   «""•«««A«"'«*«"    Mciischen- 
<.nj|ij;JRr  ,cJcr menschlichen  Gcmeili- 

PW«. ' l-ricdcm  und  der   Gerechtigkeit  in  der   . 

Einigkeit UND RECHT 
UND FREIHEIT. 
FUR GANZ EUROPA. 

CDU 
mitten im Laban, muten in Europa. 

Frieden  FÜR EUROPA. 

HUNDERTTAUSENDE 

MENSCHEN LEIDEN. 

HUNDERTTAUSEND 

GRüNDE, EUROPA 

SICHER ZU MACHEN. 

CDU 
mitten Im Laban, mitten in Europa. 

andere KÖNNEN AUCH NICHT 
STANDIG NACHBESSERN, 
HERR SCHRÖDER. 
Politik muß man richtig machen. 

CDU 
W mitten im Laban, mitten in Europa. 

Für den Europawahlkampf 

• Einigkeit UND RECHT UND 
FREIHEIT. FÜR GANZ EUROPA. 

Best-Nr.: 7603/A1 
Best-Nr.: 7604/AO 
• Frieden FÜR EUROPA. 

HUNDERTTAUSENDE MENSCHEN 
LEIDEN. HUNDERTTAUSEND 
GRÜNDE, EUROPA SICHER ZU 
MACHEN. 

Best-Nr.: 7605/A1 
Best-Nr.: 7606/AO 
• andere KÖNNEN AUCH NICHT 

STÄNDIG NACHBESSERN, HERR 
SCHRÖDER. 

Best-Nr.: 760VA1 
Best-Nr.: 7602/AO 

Preise: 
50 Expl./Al = 24 - DM 
50 Expl./A0 = 43 - DM 

Unsere 
neuesten 
p\akate 
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Günter Rinsche: 

Wir wollen Europa richtig 
machen. Wir können Europa 

richtig machen 
Vor wenigen Wochen veröffentlichte die 
„Wirtschaftswoche" eine Zustandsdiagno- 
se der Europäischen Union unter der 
Überschrift „Schwerkranker Riese". In ei- 
ner Zusammenfassung hieß es wörtlich: 

Eine Woche vor dem EU-Gipfel steckt 
Europa in seiner schwersten politi- 
schen Krise. Ernstzunehmende Refor- 
men der europäischen Finanzordnung 
werden immer unwahrscheinlicher... 
Hätte Ratspräsident Schröder früher 
auf die Korruptions vorwürfe reagiert, 
wäre das Debakel möglicherweise zu 
verhindern gewesen. 

Wie ist die Wirklichkeit? Was war gesche- 
hen? Was ist nunmehr zu tun? 

Im März 1998 diskutiert das Europäische 
Parlament den Bericht von James Elles, 
Mitglied der EVP-Fraktion, zum Haushalt 
1996. Auf der Grundlage des Elles-Berich- 
tes verweigerte das Europäische Parlament 
die Entlastung der EU-Kommission und 
forderte diese auf, bis zum 15. September 
1998 einige wichtige Verbesserungsmaß- 
nahmen durchzuführen, um die Entschei- 
dungshindernisse zu beseitigen. Das Parla- 
ment hat mit Recht darauf gedrängt, daß 
die Europäische Kommission eine Reihe 
von wichtigen Reformen einleitet. 

Sieben Monate später, im Oktober 1998, 
verabschiedete das Europäische Parla- 
ment, unter maßgeblicher Beteiligung der 
EVP-Fraktion, eine Entschließung, in der 
unter anderem die Unabhängigkeit, die 
Aufgaben und der Status der Betrugsbe- 
kämpfungseinheit der Kommission sowie 

die Schaffung eines unabhängigen Amtes 
für dieselbe Aufgabe gefordert und be- 
schrieben wurden. Nachdem die Europa'' 
sehe Kommission nicht oder nicht recht- 
zeitig reagierte, hat das Europäische Pan«* 
ment die Kommission noch einmal daran' 
hingewiesen, daß die Entlastung nicht er- 
teilt werden könne. 

Daraufhin reichte die Vorsitzende der So- 
zialistischen Fraktion, Pauline Green, eine 
Mißtrauensantrag gegen die Kommission 
ein, um, wie sie im Namen ihrer Fraktion 
ausdrücklich erklärt, durch Ablehnung des 
eigenen Mißtrauensantrags der Kommiss'' 
on das Vertrauen auszusprechen. 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Gruppe in der 
EVP-Fraktion des Europäi- 
schen Parlaments 

Hier handelt es sich nicht nur um offen; 
kundigen Mißbrauch eines Parlamentär'' 
sehen Instruments, sondern auch um ein 
totale politische Fehleinschätzung der 
Sozialistischen Fraktion, die glaubte, an 
diesem Wege den besonders belasteten 
zialistischen Kommissaren einen Persu' 
schein für gute Führung ausstellen zu k 
nen. Obwohl er um die Mißstände in de 
Kommission hätte wissen müssen, spn 
im Januar 1999 der neue Ratspräsident 
Gerhard Schröder - ohne Rücksprache n 
den Fraktionen des Europäischen P^i?' 
ments - der Kommission sein volles V 
trauen aus. 
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ple CDU/CSU-Gruppe des Europäischen 
laments beschritt einen anderen Weg: 

EVt>   Unc* mrer Initiative forderte die 
di ^^ra'ct'on nacn der Nicht-Entlastung 
2Qnn 0rnrmss>on auf> bis zum 1. Januar 

u ein Arbeitsprogramm zur Erneue- 
g und Modernisierung der Kommission 

Vo ^stellen. Das von der EVP-Fraktion 
an ,^

escr»lagene Programm enthält unter 
(j„  J"ern die Forderungen: Änderungen in 
sUn   ersona^Destimmungen' Beschlußfas- 
fQ § über einen neuen Verhaltenskodex 
bea     ^rnennung hoher Kommissions- 
§Hed 6r' ^r^^arung der Kommissionsmit- 

aer über ihre finanziellen Interessen. 

S0£. eimgen taktischen Winkelzügen der 
Eür   !.stischen Fraktion billigte dann das 
Ab' *>aiScne Parlament in einer besonderen 
Kom n.      Einsetzung einer sogenannten 
ger J^'ssion unabhängiger Sachverständi- 
AULle feststellen sollten, in welchem 

maß die Kommission als Kollegium 

oder einzelne Kommissionsmit- 
glieder spezifische Verantwortung 
für die jüngsten Fälle von Betrug, 
Mißmanagement oder Günstlings- 
wirtschaft tragen, die in den voran- 
gegangenen Debatten zur Sprache 
kamen. Vor fünf Wochen legte die- 
ser Ausschuß dann einen Bericht 
vor, der die Untersuchungen und 
Feststellungen des Haushaltskon- 
trollausschusses bestätigt. 
Die Auffassung und die konse- 
quente Haltung der CDU/CSU- 
Gruppe im Europäischen Parla- 
ment werden damit eindeutig 
als richtig und notwendig unter- 
strichen. 
Lassen Sie mich in diesem Zusam- 
menhang einmal festhalten: Die er- 
folgreiche Arbeit im Haushaltskon- 
trollausschuß, wie übrigens auch 
im Europäischen Rechnungshof, 
ist vor allem der verantwortungs- 
bewußten und intensiven Arbeit 
deutscher Christdemokraten zu 

verdanken. Das herauszustellen ist wichtig, 
weil das Europäische Parlament im Sinne 
unserer Bürger, unserer Steuerzahler eine 
große Verantwortung in der Haushaltskon- 
trolle und in der Kontrolle der Effizienz der 
Europäischen Kommission hat und haben 
muß. 

Noch in der Nacht nach Vorlage des Be- 
richtes verkündet der Kommissionspräsi- 
dent Jacques Santer den Rücktritt aller 20 
EU-Kommissare, die damit kollektiv die 
Verantwortung für das Mißmanagement 
einzelner, insbesondere sozialistischer 
Kommissare übernehmen. 

Meine Freunde, was ist jetzt zu tun? In 
seinem „Politischen Testament" aus dem 
Jahre 1752 schrieb Friedrich der Große: 

Bei der Unvollkommenheit aller 
menschlichen Dinge sehen wir die be- 
sten Einrichtungen entarten. Daher 
muß von Zeit zu Zeit, wo es nötig ist, 
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die bessernde Hand angelegt werden, 
damit die Einrichtungen ihren Zweck 
wieder erfüllen. 

Der Rücktritt der 20 EU-Kommissare ist 
Teil eines demokratischen Selbstreini- 
gungsprozesses in der Europäischen Uni- 
on, der durch das Europäische Parlament 
unter maßgebender Mitwirkung insbeson- 
dere der CDU/CSU in Gang gesetzt wurde 
und jetzt die Chance eröffnet, die Kom- 
mission transparenter, effizienter und bür- 
gernäher zu gestalten. Das Europäische 
Parlament und hier vor allem die Parteien 
der politischen Mitte haben in diesem 
Prozeß bewiesen, daß die demokratische 
Kontrolle der EU-Verwaltung wirkungs- 
voll ausgeübt werden kann. 

In jeder Krise steckt die Chance, aufbauen- 
de Kräfte freizusetzen und grundlegende 
Verbesserungen zu erzielen. Klaus-Dieter 
Frankenberger sagt dazu: 

Die Krise wird das Kräftegleichgewicht 
im Institutionendreieck zwischen Kom- 
mission, Parlament und Ministerrat 
verändern - und zwar zugunsten des 
Parlaments... Die Parlamentarisierung 
der Gemeinschaft und die Unterwer- 
fung der Kommission unter die übli- 
chen parlamentarischen Regeln zeich- 
nen sich deswegen schon jetzt als Ent- 
wicklungsperspektiven ab, wenn nicht 
in der vertraglichen Praxis, so doch in 
der politischen Praxis. So könnte die 
Krise etwas Gutes bewirken: daß sie 
die Demokratisierung in der Union be- 
schleunigt und zur konstitutionellen 
Klärung der Verantwortlichkeiten 
beiträgt. 

Eine wichtige Konsequenz aus diesem 
verfassungsentwickelnden Prozeß ist die 
steigende Bedeutung der Europawahl. Die 
realen Vorgänge der letzten Woche bewei- 
sen und illustrieren die Notwendigkeit: Es 
kommt jetzt nicht nur darauf an, wählen 
zu gehen; jetzt kommt es entscheidend da- 
rauf an, richtig zu wählen. Es reicht nicht 

aus, Europa zu machen. Europa muß man 
richtig machen. 

Hauptziel der CDU/CSU-Gruppe im 
Europäischen Parlaments ist es jetzt» 
die gegenwärtige Krise für einen 
wirklichen Neuanfang und für zu- 
kunftsichernde Reformen der EU- 
Institutionen zu nutzen. Mit der von 
der CDU/CSU befürworteten Nomi- 
nierung Romano Prodis für das Amt 
des Kommissionspräsidenten besteht 
nunmehr die Chance, daß die - auch 
durch das ineffiziente Verhalten des 
Ratspräsidenten Schröder entstan- 
dende - Vertrauenskrise zwischen 
den EU-Institutionen überwunden 
wird. 

Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
von Rat, Parlament und Kommission kön' 
nen aber nur dann einer dringend erfordei' 
liehen neuen Dynamik der europäischen 
Integration nutzbar gemacht werden, wenn 
das Verhalten und die Politik der EU-InsN' 
tutionen richtig und effizienter gestalte1 

werden. Diese Forderung richtet sich nicn 

zuletzt an den Rat, der die berechtigte 
Kritik des Europäischen Parlamentes ai» 
sich zog. 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammen' 
hang, daß wir gestern abend eine Nach- 
richt erhielten, nach der der Rat gestern * 
ohne entsprechende Kontaktaufnahme n1 

den Vertretern des Europäischen Parla- 
mentes - ein Abgeordnetenstatut beschl° 
sen hat, das nach den uns vorliegenden 
Informationen die Macht des Parlamente 
in vertragswidriger Weise einschränkt un 

schließlich dazu führt, daß die Rechte o& 
Europäischen Parlamentes geschmälert 
werden, daß sich die Arbeitsweisen vere 
gen, und im Endergebnis einen antipar'3 

mentari sehen Affront darstellt. 

Zur unverzichtbaren Effizienzsteigerung 
der europäischen Integration gehört ebe 
nicht zuletzt die Vermeidung von Rei- 
bungsverlusten, die durch ungeschickte 
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Verhaltensweisen des Rates und der Rats- 
Dürokratie entstanden sind. In der Kom- 
n^ssion sind neben den notwendigen per- 
sonellen Veränderungen vor allem auch 
Struktur- und Organisationsverbesserun- 
§en mit den Zielsetzungen Effizienz, 

ransparenz und klarer Verantwortungs- 
abgrenzung erforderlich. 
^•u den einzelnen Maßnahmen und Re- 
°nnschritten gehören: ein leistungsorien- 
lertes Verfahren für die Ernennung höhe- 

j"er Beamte, eine drastische Reduzierung 
er Projekte und Programme, eine Ver- 

Scr>lankung und Verkürzung der Entschei- 
Ungsstränge zur systematischen Verbes- 

serung der Zeitökonomie und damit zur 
erhinderung bürokratischer Bummelei 

sowie zur Realisierung transparenter Kon- 
trollverfahren. 
^ nPassungsbedarf besteht aber auch im 
"^ropäischen Parlament, das sich vom 
"ueklamationenverein" und „Resolutio- 
enproduzenten" jetzt zur Kontrollinstanz 
nd damit zum europäischen Machtfaktor 
ntwickelt und deshalb im ureigenen In- 
eresse der Europäer ernstgenommen wer- 
en sollte. Das Europäische Parlament hat 

~~ lrn Unterschied zur abwertenden 
eurteilung durch einige Verfassungstheo- 
tiker- politische Macht im Sinne von 

Wirkender, kontrollierender, initiativer 
nd integrativer Kraft. Es kommt aber 
unmehr darauf an, wie und mit welcher 
'elsetzung diese Kraft eingesetzt wird, 
früher entscheiden, liebe Freunde, nicht 

•etzt die deutschen Wählerinnen und 
WM* 
1999 

er in der Europawahl am 13. Juni 

L 

J^ir haben in der CDU/CSU eine Rei- 
ne von konkreten Vorschlägen 
gemacht, die wir im nächsten Parla- 
ment - wenn wir auf Grund der 
Mehrheit die Möglichkeit dazu ha- 
ben - verwirklichen wollen. Die Er- 
fordernisse der Reform ergeben sich 
a°-s den Änderungen des Umfeldes, 
aus den neuen Aufgaben der Euro- 

päischen Union, aber auch aus Fehl- 
entwicklungen, Konstruktionsmän- 
geln und aus dem Beharrungsvermö- 
gen der europäischen Institutionen. 

Nicht übersehen werden darf aber auch die 
Tatsache, daß es gerade die Erfolge der 
europäischen Einigung sind, die einen An- 
passungsbedarf entstehen lassen. Hier gilt 
das Wort des englischen Dichters Chester- 
ton: „Fortschritt ist die Mutter von Proble- 
men." Aber auch für diese Probleme müs- 
sen Problemlösungskapazitäten geschaffen 
und genutzt werden. 

Abschließend noch einige Worte zum Eu- 
ropäischen Gipfel in Berlin. Es ist offen- 
kundig: Es war ein Gipfel im Schatten; 
die Kosovo-Krise überschattete den EU- 
Gipfel. Krieg auf dem Balkan, menschen- 
verachtende Untaten politischer Despoten, 
Reaktionen unangemessener Art in Mos- 
kau, die Gefahr „importierter Bürgerkriege" 
- diese Gegebenheiten und Gefährdungen 
beweisen mehr als viele andere Einigungs- 
gründe, daß die europäische Integration 
von existentieller Bedeutung für die 
Zukunft der Europäer ist und bleibt. Ent- 
spricht unter diesen Aspekten die Berliner 
Gipfelkonferenz und ihr Ergebnis den Er- 
fordernissen der europäischen Gegenwart 
und Zukunft? Richtig ist, daß man sich ge- 
einigt hat. Aber wie? Vergleicht man das 
Ergebnis mit den Erfordernissen oder auch 
nur mit den vollmundigen Ankündigungen 
des deutschen Ratspräsidenten, so ist das 
Prädikat „ungenügend" sehr wohl ange- 
bracht. Schon vor Beginn der Berliner 
Konferenz haben Sachkenner die dilettan- 
tische Vorbereitung durch die deutsche 
Ratspräsidentschaft kritisiert. 

„Einem Jongleur gleich hat Deutsch- 
land versucht, möglichst viele Bälle in 
der Luft zu halten", schrieb der Jour- 
nalist Andreas Middel. Aber genauso- 
wenig wie der Nachfolger des Reichs- 
kanzlers Otto von Bismarck in der 
Lage war, mit mehreren Bällen zu 
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operieren, verstand es der Nachfolger 
des Bundeskanzlers Helmut Kohl, die 
wichtigsten Erfordernisse auf einen 
Nenner zu bringen. 

In den Zeiten dynamischer Europapolitik 
des Bundeskanzlers Helmut Kohl wurden 
Gipfeltreffen nach den Integrationsfort- 
schritten beurteilt. Auch damals gab es 
schwerwiegende unterschiedliche Interes- 
sen. Aber der Beitrag zur gemeinsamen 
Sache wurde höher bewertet als die Ver- 
tretung partikularer Interessen. 

Im Europäischen Rat fehlen jetzt Integra- 
toren, die - wie Helmut Kohl das erfolg- 
reich gestaltet hat - mit Überzeugungs- 
kraft darauf hinweisen, daß die gemeinsa- 
men Interessen größer sind als die partiku- 
laren Wünsche. Die europäische Integrati- 
on ist kein Nullsummenspiel, bei dem der 
eine nur auf Kosten der anderen gewinnen 
kann. Vielmehr ist sie eine jahrzehntelang 
erfolgreich gestaltete politische Innovati- 
on, die gemeinsame Werte schützte, die 
Ressourcen und den Wohlstand der Euro- 
päer vermehrte und ihre Lebenschancen 
erweiterte - zum Vorteil für alle. 

Der EU-Gipfel 1999 zeigte: Es gibt 
viele Vertreter partikularer Interes- 
sen und zu wenige Anwälte für die 
gemeinsame Sache. Im übrigen wer- 
den auch die berechtigten nationalen 
Interessen zu kurzfristig definiert. In 
der europäischen Politik führen 
Kurzfristdenken und Eintagsfliegen- 
mentalität zur Verringerung von Zu- 
kunftschancen. 

Vor 100 Jahren sagte Werner von Siemens 
in Berlin: „Für den augenblicklichen Vor- 
teil verkaufe ich die Zukunft nicht!" Dieser 
Satz war nicht die Leitlinie für Gerhard 
Schröder in der Berliner Konferenz 1999. 

Die Berliner Konferenz hatte die Aufgabe, 
erstens einen soliden Finanzrahmen für 
den Zeitraum 2000 bis 2006 mit möglichst 
gerechter Lastenverteilung zu erstellen 
und zustimmungsfähig zu machen - es 

ging um die Finanzierungsfähigkeit der 
Europäischen Union; dies ist auf dem Gip' 
fei nicht gelungen -, zweitens Problem- 
lösungsvorschläge zur Erneuerung und 
Effizienzsteigerung der EU-Institutionen 
vorzulegen - hier geht und ging es um die 
Handlungsfähigkeit der Europäischen 
Union; auch hier gibt es keine in sich 
schlüssigen Konzepte - und drittens die 
Voraussetzungen für die Integration der 
beitrittswilligen europäischen Länder zu 
definieren, das heißt die politischen 
Grundlagen für Frieden, Sicherheit und 
Stabilität in ganz Europa zu schaffen. Dies 
ist die große Aufgabe der Erweiterungs- 
fähigkeit. Aber auch in dieser Beziehung 
gab es auf dem Gipfel mehr Fragen als 
Antworten. 

Kein Kenner der komplexen Materie 
konnte erwarten, daß diese gewaltigen 
Aufgaben in einem einzigen Anlauf be- 
wältigt werden würden. Möglich wäre 
aber gewesen, nach intensiver Vorberei- 
tung die Ansätze zur Lösung dieser Aut- 
gaben so zu gestalten, daß eine Eigendy- 
namik entfacht und so die europäische 
Integration eine neue Schubkraft erhalten 
hätte. Die rot-grüne Bundesregierung als 
Ratspräsidentschaft hat diese Herausfordc 
rung nicht gemeistert. Sie war und ist hier 
genauso überfordert wie in anderen vitale11 

Fragen der Zukunftssicherung. 
Wenn wir wollen, daß unsere Kinder und 
Kindeskinder in Frieden, Freiheit und 
Sicherheit leben können, dann muß die 
Einheit ganz Europas geschaffen werden, 
und dann muß man Europa richtig machen- 
Die übergeordnete Zielsetzung unserer 
Europapolitik besteht jetzt darin, die p0'1' 
tischen Grundlagen für ein menschenwin" 
diges Leben der Europäer im 21. Jahrhun' 
dert zu schaffen und zu sichern, damit d«e 

Europäische Union nicht zuletzt auch m 
die Lage versetzt wird, ihrer weltweiten 
Verantwortung gerecht zu werden. Hief 

liegen die ureigenen Aufgaben der deut- 
schen Europapartei, der Christlich Dem0' 
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Ein großer Schritt 
nach vorn 

Das Inkrafttreten des Vertrages 
von Amtsterdam am 1. Mai ist 
vom stellvertretenden Fraktions- 
vorsitzenden der Europäischen 
volkspartei (EVP) im Europäi- 
schen Parlament, Hans-Gert Pöt- 
tering, als „großer Schritt nach 
vorn für die Kompetenzen des Eu- 
ropäischen Parlaments" bezeich- 
net worden. 

Pöttering weist darauf hin, daß in 
Zukunft 75 bis 80 Prozent der eu- 
roPäischen Gesetzgebung der Mit- 
entscheidung des Europäischen Par- 
laments unterliegen. Das Parlament 
sei damit der „große Gewinner" des 
Vertrages von Amsterdam. Ein wei- 
terer „sehr bedeutender Fortschritt" 
Sej auch, daß in Zukunft der Kom- 
m,ssionspräsident vom Parlament 
gewählt werde und die gesamte 
Kommission - nach Anhörung jedes 
^'nzelnen Kommissarskandidaten 
durch die Ausschüsse des Europäi- 
Schen Parlamentes - der Zustim- 
mung des Europäischen Parlamentes 
bedürfe. 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages 
P°n Amsterdam sei die Reform der 
Europäischen Union nicht abge- 
flossen, sondern müsse weiter 

"dynamisch vorangetrieben werden", 
So der Vizechef der EVP-Fraktion. 

j,   'sehen Union. Unser Leitantrag zur 

rich?Papolitik Zeigt: Wir wo,len EuroPa 

rjc. lß machen, und wir können Europa 
keit     machen- Wir haben die Möglich- 
die '-a? d'e euroPäische Herausforderung 
^ern-10     •e Antwort zu geben. Und wir 

en die richtige Antwort geben. Die 

Ein neues Zeitalter 
für Europa 

Zum Inkrafttreten des Amsterda- 
mer Vertrages am 1. Mai erklärte 
der europapolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Peter Hintze: 
Mit dem Inkrafttreten des Amster- 
damer Vertrages beginnt für Europa 
ein neues Zeitalter. Jetzt ist es die 
Aufgabe des Europäischen Parla- 
ments, seine neuen Rechte bei der 
europäischen Gesetzgebung und bei 
der Berufung der Europäischen 
Kommission kraftvoll zu nutzen. 
Die deutsche Ratspräsidentschaft 
fordere ich auf, nach der Designie- 
rung von Romano Prodi durch 
das Europäische Parlament rasch 
die Zuständigkeitsbereiche der 
neuen Kommissare mit dem neuen 
Kommissionspräsidenten zu verein- 
baren. 

Das Verwaltungsmodell 
weiterentwickeln 

In Zukunft müssen die Kommissare 
auch die volle Verantwortung für 
ihre Politikbereiche wahrnehmen 
können. Dazu muß das in Brüssel 
praktizierte Verwaltungsmodell wei- 
terentwickelt werden. Die unabhän- 
gige Expertenkommission hatte die 
unklare Zuständigkeitsstruktur in 
Brüssel massiv bemängelt. 

kommenden Generationen werden uns 
eines Tages fragen: Habt ihr richtig 
gedacht? Habt ihr rechtzeitig gehandelt? 
Meine Freunde, laßt uns die europäische 
Politik so gestalten, daß wir auf diese 
Fragen mit einem klaren Ja antworten 
können. - Ich danke Ihnen. I 
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Volker Rühe: 

Die Europäische Union 
muß handlungsfähig, transparent. 

effizient und bürgernah sein 
Es gibt kein Europa ohne die Gotik von 
Krakau und Prag, ohne den Dresdner 
Zwinger, ohne die Brücken von Budapest 
und ohne Leipzig, das früher die Haupt- 
stadt des europäischen Buches war. Die 
Westeuropäer erlagen einer süßen und 
ziemlich bequemen Täuschung, daß Big 
Ben, die Gassen von Siena, die Anhöhe 
von Montmartre, der Dom von Worms 
genügen, um die Geschichte, die Traditi- 
on und Kultur Europas für die Zukunft 
zu erhalten. Wir waren in diesem eu- 
ropäischen, politischen Osten nicht taub 
und blind. Wir hörten Big Ben in London 
läuten, wir sahen von einer weiten Ent- 
fernung die Kolonnade von Bernini und 
den Eiffelturm und die alten Häuser von 
Lübeck. 

Sie können verstehen, daß ieh den letzten 
Punkt aus dieser Rede von Andrzej Szczy- 
piorski besonders schätze. Wir werden mit 
unserer Politik in den nächsten Jahrzehn- 
ten nur dann Kurs halten, wenn wir uns 
von diesem Grundton der europäischen 
Politik leiten lassen und uns nicht in tages- 
politischen Fragen verlieren. 

Andrzej Szczypiorski sagte weiter: 

Um ein wirklich integriertes Europa 
aufzubauen, brauchen wir etwas mehr 
als das, was heute allgemein im We- 
sten vorhanden ist. Wir bedürfen etwas 
mehr der Reflexion über das mensch- 
liche Schicksal, etwas weniger Hetze- 
rei nach materiellem Wohlstand, etwas 
mehr Trauer über die menschliche 
Unreife, etwas weniger Sicherheit, daß 

alles erreichbar sei. Denn viel bedeute' 
nicht alles. 

Wenn man diese Worte des großen euro- 
päischen und polnischen Schriftstellers 
hört und sich fragt: Wäre das eigentlich 
denkbar gewesen, daß jemand in Berlin 
auf dem Kongreß so etwas gesagt hätte?» 
dann muß man sagen: Die Klarheit über 
das, was Europa wirklich ist, kommt viel- 
leicht stärker von denjenigen, die bisher 
außen gestanden haben, die aus der Kälte 
kommen. Ich glaube, das ist etwas, was 
wir begreifen müssen: daß wir uns nicht ifl 
Nebensächlichkeiten und im Tagesge- 
schäft verlieren. 

Rede zur Einführung des 
Leitantrags „Europa muß man 
richtig machen" 

Szczypiorski schloß mit den Worten: 
Ich danke dem deutschen Volk dafür> 
daß es sich vereinigte, um für das vef' 
einigte Europa der Zukunft zu 
arbeiten, um dieses Europa zu gestal' 
ten. Aus der Sicht eines östlichen 
Nachbarn wird die existentielle Ver' 
bindung zwischen Deutschlands Et'1' 
heit und der Einigung und Gestaltu'1* 
Europas deutlich gemacht. 

Wer in den 80er Jahren in Polen war und 
mit den Vertretern der Solidarnosc gesp'0 

chen hat, wird sich erinnern, daß dort.kW 
re Worte zur deutschen Wiedervereinigun& 

gesprochen wurden: Wir wollen die deu ' 
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• ne Wiedervereinigung, weil wir nur 
ann zu einem direkten Nachbarn der 

steuropäischen Demokratien werden. 
c,   as War eine klarere Aussage als man- 
L,.^

S
' 

was wir damals in der Bundesrepu- 
s 

lk Deutschland gehört haben. Deshalb 
. ge ich: Die deutsche Wiedervereinigung 
sc.aucn durch die weitsichtigen polni- 

. en Europäer gekommen, und sie haben 
e 'nimer als den ersten Schritt in Rich- 

8 der europäischen Wiedervereinigung 
^standen. Die steht jetzt auf der Tages- 

g  nung, wenn es um die Erweiterung der 
Ur°päischen Union geht: 

^j;   r°P.a ,T)uß man richtig machen" - unter 
ty?Ser Überschrift steht unser Leitantrag. 
Sei? notWendi8 das ist' haben die vergan- 
p0,.en^sechs Monate rot-grüner Europa- 
ge?     'n zum ^eü erscr|reckender Weise 
cje 

ei£f- Denn das hat noch keine Bun- 
' regierung fertiggebracht: ein großes 

europäisches Erbe anzutreten, 
dann aber innerhalb kürzester 
Zeit mit populistischen Ent- 
gleisungen reihenweise unsere 
Partner in der Europäischen 
Union und auch in Ost- und 
Mitteleuropa zu brüskieren, 
Zweifel an der europäischen 
Verläßlichkeit Deutschlands 
aufkommen zu lassen und 
dann auch noch das strategi- 
sche Ziel aus den Augen zu 
verlieren mit dem Ergebnis, 
daß beim Berliner Gipfel vor 
lauter nationalem Egoismus 
Europa schließlich der Verlie- 
rer war. 
So kann man das Erbe von 
Helmut Kohl und Theo Wai- 
gel nicht mehren, so kann 
man Europa nicht voranbrin- 
gen! Deswegen muß die Ant- 
wort am 13. Juni bei den 
Wahlen zum Europäischen 
Parlament gegeben werden. 
Auch die letzten Wochen ha- 

ben gezeigt: Die CDU ist die deutsche 
Europa-Partei. Stets hat sie Visionen und 
Kompetenzen miteinander verbunden. 
Europa - das ist nicht die Flucht aus der 
Nation, es darfauch nicht der Buhmann 
an den Stammtischen sein. Ich finde, wir 
schulden in diesem Zusammenhang ein 
Wort des Dankes an diejenigen, die häufig 
vergessen werden. Das sind unsere Euro- 
paabgeordneten, denn sie haben sich 
rechtzeitig, deutlich und entschieden ge- 
gen Fehlentwicklungen der Europäischen 
Kommission gewandt. Verhindert haben 
das nationalen Regierungen, nicht die Eu- 
ropaparlamentarier. Deswegen ein Wort 
des Dankes und der Anerkennung für die- 
se große Leistung. 

Im übrigen, die CDU hat nie vergessen: 
Europa ist der Ausdruck des vitalen Inter- 
esses deutscher Politik. Unsere Interessen 
als Nation, die völlig legitim zu vertreten 
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sind, können wir am besten im europäi- 
schen Rahmen wahrnehmen. Wie wichtig 
die bisher erreichte europäische Einigung 
für die Sicherheit in Europa und in 
Deutschland ist, führt uns der Krieg im 
Kosovo täglich vor Augen. Unser Land 
kann seit 1945 in Frieden und Freiheit le- 
ben und ist heute nur noch von Freunden 
umgeben. Dies wurde möglich, weil es 
Konrad Adenauer und die Union waren, 
die die Richtungsentscheidung für die 
Westintegration gegen den Widerstand der 
Sozialdemokraten durchgesetzt haben, 
und weil es Helmut Kohl und die CDU 
waren, die zur NATO und zum NATO- 
Doppelbeschluß standen und die europäi- 
sche Integration maßgeblich vorange- 
bracht haben. 

Aber der Krieg im Kosovo zeigt 
auch, daß eine westeuropäische Frie- 
densordnung nicht ausreicht, daß wir 
eine gesamteuropäische Friedensord- 
nung, gesamteuropäische Stabilität 
brauchen. Deshalb ist er auch eine 
bittere Bestätigung für die Richtig- 
keit der Aussage von Helmut Kohl, 
daß die europäische Integration eine 
Frage von Krieg und Frieden ist. 

In der Agrarpolitik - lieber Edmund Stoi- 
ber, es macht mir Freude, daß ich als an- 
gehender Landespolitiker über Agrarpoli- 
tik rede, die du in deiner Rede diesmal 
weggelassen hast, obwohl ich weiß, wie 
wichtig sie für dich ist - bedeuten die Ver- 
handlungsergebnisse der deutschen Präsi- 
dentschaft höhere Ausgaben, sinkende 
Einkommen der Bauern und eine weiter 
steigende Abhängigkeit der Landwirte von 
Beihilfen und Subventionen und damit 
mehr Bürokratie. Keinem anderen Teil un- 
serer Bevölkerung muten wir vergleichbar 
hohe Belastungen zu. Deshalb ist es erst 
recht falsch und unverantwortlich, dieser 
Bevölkerungsgruppe durch nationale 
Maßnahmen wie durch die Steuerreform, 
durch die Ökosteuer und durch die Verkür- 
zung der Zuschüsse für die landwirtschaft- 

liche Unfallversicherung zusätzliche Ein- 
kommensverluste in einer Größenordnung 
von 1,8 Milliarden DM aufzuerlegen. Das 
ist gegenüber unseren Landwirten schlicht 
unsolidarisch und ungerecht. 

Wenn dieser Bevölkerungsgruppe durch 
die Reform der europäischen Agrarpolitik 
schon zusätzliche Belastungen zugemutet 
werden müssen, dann wäre es nur fair, die 
Auswirkungen für die Betroffenen durch 
nationale Maßnahmen zu mindern, statt 
sie zusätzlich zu verstärken. 

Wir werden die Probleme der europäischen 
Agrarpolitik - auch mit Blick auf die Er- 
weiterung - besser lösen können, wenn 
wir im Bereich der Einkommensbeihilfen 
das Subsidiaritätsprinzip durch nationale 
Kofinanzierung stärker verwirklichen. 
Deshalb muß diese Frage auf der Tages- 
ordnung bleiben. 

So jedenfalls ist in Europa noch nie 
verhandelt worden, daß eine Bundes- 
regierung am Anfang vor Kraft 
kaum laufen konnte und dann drei 
Wochen vor dem Gipfel die wichtig' 
ste Verhandlungsposition - die 
Einführung der nationalen Kofinan* 
zierung - ohne Not und ohne Gegen* 
leistung selbst vom Tisch fegte. 

Diese Bundesregierung besitzt wede» 
den europapolitischen Sachverstand 
noch das diplomatische Geschick 
oder die Hartnäckigkeit ihrer Vor- 
ganger, Eigenschaften, die nötig sin"' 
um Deutschlands Interessen im Kon* 
sens mit den Partnerländern erfolg" 
reich wahrzunehmen. 

Edmund Stoiber hat die Frage der Bei- 
tragsgerechtigkeit angesprochen. Wir müS 

sen aufpassen, daß es hier nicht zu einer 
Legendenbildung kommt, wonach die 
Entwicklung unter der Regierung Helm11 

Kohl dahin gegangen sei, daß Deutschen 
das Geld nach Brüssel geradezu geschau- 
felt habe, wie Schröder behauptet. 
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^ahr ist, daß Bundeskanzler Kohl und 
manzminister Waigel bei der letzten Re- 
orrn der Eigenmittel eine Umstellung der 
eitragsbemessung erreicht haben und 

dadurch der deutsche Nettobeitrag seit 
i*94 von 27 Milliarden auf 22 Milliarden 
UM zurückgegangen ist. 

Wahr ist auch, daß als Ergebnis der deut- 
,     n Präsidentschaft in den nächsten bei- 
en Jahren unsere Nettobelastung wieder 

^steigen wird, ehe es in den darauf fol- 
genden Jahren zu einer leichten Entlastung 
0rnmen wird, durch die allerdings nicht 

e"imal die höheren Zahlungen Deutsch- 
es auf Grund der jährlichen Haushalts- 

eigerung ausgeglichen werden. 
eshalb ist dies keine Trendumkehr, wie 
d'e Regierung Schröder unseren Bür- 

yn Weismachen will, sondern das ist die 
ementierung der strukturellen Ungerech- 
§keiten im Beitragssystem zu Lasten der 
undesrepublik Deutschland und anderer 
e^ragszahler. Deswegen bleibt die Frage 
ner gerechten Beitragsordnung auf der 

UroPäischen Tagesordnung. 

^•es alles zeigt, daß diese rot-grüne 
Regierung keine tragende Strategie 
m der Europapolitik hat. Die Regie- 
rung Schröder hat die strategische 
Bedeutung der Agenda 2000 für die 
künftige Entwicklung der Europäi- 
schen Union nicht verstanden. Des- 
halb wurde am Ende nur mehr um 
^eld gefeilscht, so als sei das beste 
Europa dasjenige, wo man am wenig- 
en bezahlen muß, aber am meisten 
nerausholen kann. 

ü 
e ^hrlässig die Regierung Schröder mit 

ge,erern großen europäischen Erbe uni- 
te,. ' Ze'gt sich in der Frage der Osterwei- 
ün 

ng- Deutschland wurde unter der von 
MitMStellten Regierung in den Staaten 
ge A    

Unc^ Osteuropas als der zuverlässi- 
ans nWalt für deren baldigen EU-Beitritt 
mitt

eSiehen- Heute Jedoch gibt es in den 
" und osteuropäischen Staaten nie- 

manden mehr, der sich auf die Regierung 
Schröder als Anwalt verlassen wollte. 
Auch wenn Schröder und Fischer noch so 
häufig behaupten, sie wollten die Erweite- 
rung nicht verzögern: Ihre Taten sprechen 
dagegen. Denn das, was sie in Berlin 
zustande gebracht haben, hat die Erwei- 
terung nicht leichter, sondern deutlich 
schwerer gemacht. 

Dennoch darf die Osterweiterung nicht auf 
die lange Bank geschoben werden. Es geht 
darum, die Stalinsche Teilung Europas 
endgültig zu überwinden. Die Völker Po- 
lens, Ungarns und all die anderen Völker 
Mittel- und Osteuropas können doch 
nichts dafür, daß sie nach dem zweiten 
Weltkrieg das Joch des Kommunismus 
tragen mußten, daß sie keine Chance hat- 
ten, sich zu entwickeln, wie wir sie nach 
dem zweiten Weltkrieg hatten. Deshalb 
darf es jetzt keinen falschen westeuropäi- 
schen Egoismus geben. 

Wir sollten im übrigen einmal über unsere 
eigene Geschichte nachdenken. Zehn Jah- 
re nach dem Ende des zweiten Weltkriegs 
wurde - das angesichts all der Schuld, die 
Deutschland auf sich geladen hatte -je- 
denfalls Westdeutschland der Weg in die 
Gemeinschaft der europäischen Völker 
geöffnet. Unsere politische Stabilität, die 
sich daraus entwickelt hat, und unser 
wirtschaftlicher Aufschwung waren ganz 
wesentlich dieser Bereitschaft unserer 
europäischen Nachbarn zu verdanken, 
Deutschland diese Chance zu geben. Heu- 
te leben wir zehn Jahre nach 1989, nach 
der europäischen Revolution. Wir haben 
es nicht mit Völkern zu tun, die Schuld auf 
sich geladen haben, sondern wir haben es 
mit Völkern zu tun, die im zweiten Welt- 
krieg gelitten haben und die danach noch 
über Jahrzehnte in der kommunistischen 
Gefangenschaft gehalten wurden. Welches 
Recht haben wir, ihnen zehn Jahre nach 
der Revolution in Europa den Weg in die 
erfolgreiche Gemeinschaft der Europäi- 
schen Union nicht zu öffnen? 
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Wir brauchen eine klare zeitliche 
Perspektive. Nur dann wird es mög- 
lich sein, den Mobilisierungseffekt in 
der Gesellschaft aufrechtzuerhalten. 
Deswegen kann und muß das Zielda- 
tum weiter das Jahr 2002 bleiben. 
Den Menschen im Osten Europas 
muß doch Mut gemacht werden 
gegen die Angst, diese Erweiterung, 
diese Öffnung ihnen gegenüber, 
könnte zu langsam stattfinden; den 
Menschen bei uns, den Menschen im 
Westen muß die Angst genommen 
werden, die Erweiterung könnte ei- 
nen zu hohen Preis erfordern. 

Bis es soweit sein wird, muß die Europäi- 
sche Union durch eine Reform ihrer insti- 
tutionellen Strukturen erweiterungsfähig 
werden. Ab dann könnten erste mittel- und 
osteuropäische Staaten beitreten, wenn sie 
die dafür erforderlichen Reformen ver- 
wirklicht haben. 
Dies ist nicht nur eine Frage der europäi- 
schen Stabilität, und es geschieht auch 
nicht aus Altruismus, sondern das ge- 
schieht auch aus wohlverstandenem 
deutschen Eigeninteresse. Durch die 
Osterweiterung lassen sich neue Märkte 
erschließen und damit Arbeitsplätze in 
Deutschland sichern; illegale Zuwande- 
rung und organisierte Kriminalität werden 
dann erfolgreicher bekämpft werden kön- 
nen. Vorhandene Umweltprobleme können 
gemindert und grenzüberschreitende Um- 
weltrisiken besser entschärft werden, und 
schließlich können die Herausforderungen 
der zunehmenden Globalisierung erfolg- 
reicher bewältigt werden. 
Richtig ist allerdings auch, daß es durch 
eine baldige Osterweiterung auf Grund 
des Wohlstands- und Lohngefälles zu poli- 
tischen und ökonomischen Problemen 
kommen könnte, wenn dieser Prozeß nicht 
sorgfältig gehandhabt wird. Aber die Ant- 
wort kann doch nicht sein, die Beitrittslän- 
der so lange außen vor zu halten, bis sie 
ein bestimmtes Lohn- und Wohlstandsni- 

veau erreicht haben. Die Antwort muß 
vielmehr lauten, sie so bald wie möglich 
aufzunehmen, zugleich aber die notwendi- 
gen Übergangsfristen in den entscheiden- 
den Bereichen vorzunehmen. 

Vor einer Erweiterung müssen wir die in- 
stitutionellen Strukturen reformieren. Die 
Europäische Union arbeitet heute noch 
immer mit dem System, das für die sechs 
Gründungsstaaten geschaffen wurde. Kein 
Wunder, daß sie immer schwerfälliger zu 
ihren Entscheidungen kommt. Viel zu häu- 
fig noch kann das Vetorecht angewendet 
werden, um nationale Interessen durchzu- 
drücken oder sich Kompromisse teuer ab- 
kaufen zu lassen. Deshalb muß jetzt die 
Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit 
verbessert werden, oder wir werden eine 
Erweiterung auf zwanzig oder noch mehr 
Mitglieder nicht verkraften. 

Auf einen Nenner gebracht: Wir 
brauchen mutige Entscheidungen für 

möglichst weitreichende Reformen. 
Je mehr Staaten künftig der Eu- 
ropäischen Union angehören werdet' 
desto schwieriger wird es, die bisher 
noch einstimmig zu beschließenden 
Vertragsänderungen zu erreichen. 

Die bisherige Entwicklung Europas bis 
hin zur Währungsunion und die bevorste- 
hende Erweiterung erfordern vor allem 
auch eine vertiefte Auseinandersetzung 
über das Selbstverständnis Europas und 
letztlich über das Ziel des europäischen 
Einigungsprozesses. Allein die Diskussio 
über die Frage, was denn die Europäische 
Union sein oder was sie nicht sein soll" 
ein „Staatenbund", ein „Staatenverbund • 
ein „Bundesstaat", ein „Superstaat", die 
„Vereinigten Staaten von Europa" -, zei» ' 
wie notwendig es ist, dieser diffusen De- 
batte Struktur zu geben und ihr die Rieh' 
tung zu weisen. Edmund Stoiber, nieman 
wird versuchen, die Vereinigten Staaten 
von Amerika zu kopieren. 
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u'e Vereinigten Staaten besitzen eine Ge- 
schichte von gerade einmal 200 Jahren. 
Europa hat aber eine längere und auch 
§anz andere Geschichte. Aber schon heute 
,   Europa sehr viel mehr als ein Staaten- 
bund. 

eswegen bin ich ganz sicher: Wir werden 
^ne eigene Rechtsstruktur entwickeln. 
Njemand kann heute präzise voraussagen, 
le diese Struktur aussehen wird. 

jton kann Europa aber nicht richtig ma- 
nen, wenn vor allem über „Milchquoten", 

Die Zustimmung der Bevölkerung 
zum europäischen Einigungsprozeß 
werden wir nur gewinnen, wenn über 
rein wirtschaftliche und funktionale 
Aspekte hinaus klar wird, daß Euro- 
pa eine Wertegemeinschaft ist, die 
über ein gemeinsames kulturelles 
Erbe und über eine gemeinsame kul- 
turelle Tradition vereint ist. 

Wenn uns jemand, der bisher außen vor 
stand, den Spiegel vorhält, dann zeigt dies 
die Fehlentwicklung in der Europäischen 
Union, nämlich daß wir vergessen haben, 

ft 
•°asissätze für obligatorische Flächenstil- 
kungen", „Bevölkerungsplafonds" oder 

J eitr<*gsbemessung nach Kaufkraftstan- 
ge     ' geredet wird, so wichtig diese Fra- 
^n >m Detail auch sind. Wir dürfen die 

fischen nicht überfordern; wir müssen 
p   mitnehmen. Indem wir die geistigen 

ndamente wieder klar herausstellen, 
£ Ssen wir ihnen die Grundlage und den 
tyj ^ der europäischen Einigung immer 
ron      deutncn machen, nämlich daß Eu- 
ist i me^r *st a's em Markt und auch mehr 
eUr S-'n ^ähningsraum und daß die 
auf. Pasche Einigung nicht eine Reaktion 
dern     Ost-West-Konflikt darstellt, son- 
de„ iaus s'cri selbst heraus begründet wer- cn Kann. 

was die Ursprungsidee gewesen ist. Des- 
wegen sind die neuen Mitglieder keine 
Belastung, sondern eine Bereicherung. Sie 
haben in den Jahrzehnten der Entbehrung 
und der Gefangenschaft unter dem Stali- 
nismus nie vergessen, was die Grundidee 
Europas ist. Sie sind deshalb eine Berei- 
cherung für uns alle. 

Wir brauchen eine große Debatte 
über die Frage, worum es in Europa 
eigentlich geht. Dies wollen wir 
durch eine breit angelegte Diskussion 
über einen Verfassungsvertrag errei- 
chen, der folgende Fragen beantwor- 
ten muß: Welche grundlegenden 
Werte und Interessen verbinden ei- 
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gentlich uns Europäer? Wie soll un- 
sere gesellschaftliche Ordnung ge- 
staltet sein? Wer ist für was zustän- 
dig im Verhältnis von Europäischer 
Union, den Nationen, den Regionen 
und - wo es sie gibt - den Bundeslän- 
dern? Wie kann die demokratische 
Legitimation und die Kontrolle in 
der Europäischen Union am besten 
gestaltet werden? Welche Rolle sollte 
Europa in der Welt spielen? 

Grundlage für eine solche Debatte muß 
ein klarer und für die Bürger verständli- 
cher Text sein. Wir fordern deshalb die 
Bundesregierung auf, dem Europäischen 
Rat den Vorschlag zu unterbreiten, eine 
unabhängige Gruppe herausragender Per- 
sönlichkeiten mit der Erarbeitung der 
Grundlinien für einen solchen europäi- 
schen Verfassungsvertrag zu beauftragen. 
Ein solcher Verfassungsvertrag muß auch 
dazu dienen, durch eine klare Kompetenz- 
verteilung das Subsidiaritätsprinzip zu 
stärken. Wir müssen eine Verständigung 
darüber finden, wieviel Einheitlichkeit 
nötig, aber auch wieviel Unterschiedlich- 
keit möglich und wünschenswert ist. Wir 
brauchen also eine Verständigung darüber, 
welche Fragen auf europäischer Ebene 
und welche Fragen durch die Mitglied- 
staaten, die Regionen oder die Kommunen 
zu regeln sind. 
Insofern geht es bei dem Verfassungsver- 
trag nicht um Machtzuwachs und Kompe- 
tenzerweiterung für das Zentrum in Brüs- 
sel, sondern es geht im Gegenteil um das 
Ziel, die vorhandene Tendenz zu mehr 
Zentralismus zu beenden. In dieser Frage 
standen wir immer hundertprozentig 
hinter den Bayern und hinter Edmund 
Stoiber, der gegen den falschen europäi- 
schen Zentralismus gekämpft hat. 

Edmund, wenn ich es geschafft habe, 
als Verantwortlicher in Schleswig- 
Holstein ein Kollege von dir zu wer- 
den, dann kannst du dich darauf ver- 
lassen, daß wir in Schleswig-Holstein 

wissen: Die Entscheidung, ob Dith- 
marschen oder Nordfriesland, ob 
Schleswig, Flensburg oder Plön zu 
fördern sind, gehört nicht in die Zen- 
trale der europäischen Bürokraten. 
In dieser Frage werden wir sehr gut 
zusammenarbeiten. 

Es muß sichergestellt sein, daß Entschei- 
dungen möglichst bürgernah getroffen 
werden. Die Menschen werden nur dann 
noch stärker für das gemeinsame Europa 
gewonnen werden können, wenn die Ent- 
scheidungsabläufe für sie nachvollziehbar 
und auch durchschaubar sind. Sie werden 
Entscheidungen auf europäischer Ebene 
nur dann akzeptieren, wenn sicher ist, daß 
Regelungen auf kommunaler, regionaler 
oder nationaler Ebene nicht in ausreichen- 
der Weise getroffen werden können, und 
wenn zugleich klar ist, daß eine Entschei- 
dung auf europäischer Ebene unbedingt 
erforderlich ist. Deswegen ist richtig, was 
Wolfgang Schäuble gestern gesagt hat: Es 
gibt viele Aufgaben in Europa, aber nicht 
alle Aufgaben in Europa sind auch Aufga' 
ben für Europa. Die wichtige Rolle der 
Nationen und Regionen bleibt bestehen. 
Regionalpolitik darf den Regionen nicht 
entzogen werden. Um aber einem Mißvef' 
ständnis vorzubeugen: Es geht nicht um 
Renationalisierung in der Europapolitik. 
In manchen Bereichen ist zwar ein Weni' 
ger an Europa notwendig durch Abschic«1' 
tung in die Nationen und Regionen. In afl' 
deren Bereichen aber brauchen wir ein 
stärkeres Europa und damit ein Mehr an 
Europa, zum Beispiel in der gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik - das spüre" 
wir alle in diesen Wochen schmerzhaft "; 
in der Migrations- und Asylpolitik oder i 
der Politik für eine wirkungsvolle Verbre 
chensbekämpfung. 

Worum es also geht, ist eine klarere 
Abgrenzung der Aufgaben und dab 
zugleich die Prüfung, ob die heutige 

europäische Regelungsdichte w*rk'ft 
lieh den Erfordernissen der Zukuni 
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entspricht. Am Ende gilt: Die Euro- 
päische Union muß handlungsfähig, 
transparent, effizient und bürgernah 
sein. 

Ule Überschrift unseres Leitantrages gilt 
§ar>z speziell für die Wirtschafts-, Wettbe- 
werbs- und Arbeitsmarktpolitik. Wir 
Micken mit Stolz auf das, was CDU und 
J-^U an soliden Fundamenten und dauer- 
ten Schutzregeln für ein marktwirt- 
chaftliches Europa geschaffen haben. Es 

Wlrd für uns zum Ausgangspunkt für eine 
ukunftsfähige, europäische Wachstums- 
nd Beschäftigungsstrategie. 

^n dem, was wir im Vertrag von Maastricht 
^d im Europäischen Stabilitäts- und 

. achstumspakt fest verankert haben, wird 
" lch Rot-Grün die Zähne ausbeißen. An die- 
er Stelle gilt deswegen mein ganz beson- 
der Dank Theo Waigel. Als er diese Stabi- 
Ilätspolitik durchgesetzt hat, hat er zwar 

mehr an die Italiener und andere gedacht, 
geschützt hat er uns aber vor Lafontaine. 

eswegen ein großes Dankeschön an Theo 
Waigel und diese Stabilitätspolitik. 

s gibt kein Abrücken vom Prinzip der 
einheitlichen und sozialen Marktwirtschaft 
Europa. Sie ist in zahlreichen Artikeln 

l^t ^"Vertrages völkerrechtlich verbind- 
ö festgeschrieben. Es gibt keinen Jota 

Pielraum bei der Unabhängigkeit und der 
j a"ilitätsverpflichtung der Europäischen 
^ntralbank. Dafür stehen die Europäische 

ahrungsverfassung, Wim Duisenberg, 
. r Stabilitätsstandort in Frankfurt und die 
e 

n,0n in Deutschland. Es gibt auch keine 
|- J°Päische Schuldenmacherei. Alle sozia- 

!schen Träume vom Geldausgeben wer- 
s
en durch die harte Realität des Waigel- 

nen Stabilitätspaktes beendet. 
rjenige - ich habe es eben angedeutet -, 

Woifm ?nc*eres' sozialistisches Europa 
o    !f' *st schon nach gut vier Monaten 

^luKitert und hat Hals über Kopf die 

^b
cht ergriffen. Jeder kann sehen: Mit 
sPrachen zur Unterdrückung des Wett- 

bewerbs, mit starren Wechselkursen, mit 
Hochsteuerkartellen, mit inflationären 
Lohnempfehlungen und ähnlichen Werk- 
zeugen aus der ökonomischen Mottenkiste 
der 70er Jahre lassen sich Wachstum und 
Beschäftigung in Europa nicht aus der Re- 
serve locken. Europäische Wirtschaftspoli- 
tik war immer erfolgreich, wenn sie Gren- 
zen und Vorschriften beseitigt hat. An die- 
sem Erfolgskonzept werden wir festhalten. 

Natürlich brauchen wir auch Regeln der 
Fairneß: Regeln für den Wettbewerb, da- 
mit Marktbeherrschung, Absprachen und 
ungerechte Subventionen unterbleiben; 
Regeln für die Steuerpolitik, damit nicht 
einige Länder uns mit verlockenden Steu- 
eroasen die Einnahmebasis durchlöchern, 
sich aber gleichzeitig ihre Infrastruktur 
durch unsere Nettotransfers finanzieren 
lassen; Regeln für die Arbeitnehmer, da- 
mit zum Beispiel die Arbeitssicherheit und 
die Gleichheit von Männern und Frauen 
nicht unter die Räder des Konkurrenz- 
kampfes kommen. 

Der entscheidende Punkt ist aber: 
Wir brauchen Regeln für den Wett- 
bewerb, nicht Regeln gegen den 
Wettbewerb, so wie sie die Sozialisten 
in Deutschland und in Europa immer 
wieder durchzusetzen versuchen. 

Deshalb muß der Wettbewerb um 
günstige Standortbedingungen auf- 
rechterhalten und ausgeweitet wer- 
den. Nur so wird es in Europa niedri- 
ge Steuersätze, weniger Bürokratie, 
weniger Erhaltungssubventionen und 
mehr Investitionen in Forschung und 
Human Capital geben. 

Aus Deutschland sind im letzten Jahr 146 
Milliarden DM für Auslandsinvestitionen 
abgeflossen. Auf der Habenseite stehen 
nur 35 Milliarden DM. Der Nettoabfluß 
von rund 110 Milliarden DM entspricht 
fast einer halben Million Arbeitsplätze. 
Davon bliebe uns aber kein einziger Ar- 
beitsplatz erhalten, wenn wir Europa ein- 
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heitlich ungünstige Standortbedingungen 
aufzwingen würden. Nur das Gegenteil 
kann wirken: runter mit den Steuersätzen, 
mit den Lohnnebenkosten, den Bürokra- 
tiekosten und weg mit allem, was Betriebe 
und Selbständige in Deutschland und in 
Europa limitiert und stranguliert. 

Wir müssen auch auf europäischer Ebene 
gebündelte Anstrengungen zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit unternehmen: 
Straffung und Konzentration der Regional- 
und Strukturpolitik, übergreifende For- 
schungs- und Entwicklungsförderung, Ko- 
ordinierung des Infrastrukturausbaus, um 
nur einige Stichworte zu nennen. Die Ver- 
antwortung für Beschäftigung, für Investi- 
tionen und Arbeitsplätze trägt aber jeder 
bei sich zu Hause. Wir werden nicht zulas- 
sen, daß sich die amtierende Bundesregie- 
rung mit einem Wall aus regionalen, natio- 
nalen und europäischen Bündnissen für 
Arbeit umgibt, um später hinter diesem 
Wall die Verantwortung für ihr absehbares 
Scheitern in der Beschäftigungspolitik ab- 
laden zu können. 

Europa braucht einen erneuten Auf- 
bruch aus dem in Europa selbstge- 
schaffenen Wachstumsgetto. Wir 
zählen etwas und sprechen mit in der 
Welt, wenn wir in Europa pro Jahr 
zwei Millionen wettbewerbsfähige 
Arbeitsplätze gewinnen, wenn wir 
bei den Patentanmeldungen aufholen 
und wieder Überschüsse in den 
Staatskassen aufweisen, so wie es uns 
die Amerikaner mit ihrer starken 
Wirtschaft vorgemacht haben. 

Eine solche starke Wirtschaft errei- 
chen wir nur durch Individualität, 
Differenzierung, Vielfalt und Wett- 
bewerb. Wer Europa dagegen als 
Mittel der Vereinheitlichung begreift, 
der gefährdet letztlich die Einheit 
Europas. 

Die Diskussionen der letzten Wochen und 
der vorliegende Antrag zur Europapolitik 

haben es gezeigt: Die Union wird in ihrer 
Europapolitik Kontinuität zu der Politik 
bewahren, die wir erfolgreich und positiv 
für Europa unter dem Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl betrieben haben. Diese Politik 
ist zu einem Markenzeichen der Union 
geworden. Dieses werden wir mit in die 
Zukunft nehmen. 

Wir werden die Mißstände, die es in 
Brüssel, Bonn oder künftig in Berlin 
gibt, scharf kritisieren. Vor allem 
werden wir jede Form der Erbschlei- 
cherei verhindern, wenn sich Kanzler 
Schröder als Erbe des großen Euro- 
päers Helmut Kohl in Szene zu 
setzen versucht, ohne vorher die not- 
wendigen Entscheidungen auf den 
Kongressen durchgesetzt zu haben, 
die die Zukunft Europas absichern. 

Wir, die Union, haben Visionen für das 
Europa von morgen; diese Visionen haben 
wir nicht verloren. Viele aus meiner Gene- 
ration sind der Union wegen ihrer Europa- 
politik beigetreten. Wenn Sie sich einmal 
in der jetzigen schwierigen Lage Gesprä- 
che zwischen jungen Leuten über Europa 
anhören und die Sorgen zur Kenntnis neh- 
men, die gerade junge Menschen um ihre 
Zukunft haben, dann kommt man, wie jen 

glaube, zu dem Schluß, daß unsere Vision 
von Europa als einem großen Friedens- 
werk auch die richtige Vision für die Zu- 
kunft dieser jungen Generation ist. VisiO' 
nen sind nicht altmodisch, sondern wir 
brauchen sie gerade auch am Ende diese5 

Jahrhunderts, sie sind moderner denn je» 
wenn sie in Verbindung mit fachlicher 
Kompetenz, im richtigen Stil und mit der 
richtigen Tonlage beim Umgang mit unse 

ren europäischen Freunden vorgetragen 
werden. 

In diesem Sinne bitte ich 
um Ihre Zustimmung 

zu unserem Leitantrag. 
(Anhaltender Beifall) 
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Die wichtigsten Bestimmungen des 
EU-Reform Vertrags von Amsterdam 
£j 1. Mai 1999 ist der EU-Reformver- 
^ag von Amsterdam, den Helmut Kohl 
J11* seinen EU-Kollegen am 16. und 17. 
Um 1997 in Amsterdam ausgehandelt 
a*> in Kraft getreten. Er ist ein Meilen- 
e,n auf dem Weg zum vereinten Euro- 

pa. Mit dem Amsterdamer Vertrag 
^urde der Maastrichter Vertrag fort- 
Seschrieben und entscheidend die 

andlungsfähigkeit, die demokratische 
zj gitimität und die Transparenz der 
^opäischen Union erhöht. Sein Ab- 
"uuß war die Voraussetzung für die 
V nahme der Beitrittsverhandlungen 

2lt den ersten Staaten Mittel- und Ost- 
eUropas. 

,e nichtigsten Ergebnisse im einzelnen: 

• Gemeinsamer Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts 
ergemeinschaftung folgender Bereiche 

j> * Justiz und Inneres 
grollen an den EU-Außengrenzen, ge- 

f. 'isame Visapolitik, Reisemöglichkeiten 
^r »Drittstaatler" innerhalb der EU, Zoll- 
ar> arrirr|enarbeit, justizielle Zusammen- 
fjjy U 'n zivilen Fragen, Asylrecht und 
tra chtlinge (welches Land ist für Asylan- 
Auf ZUstar,dig, Mindeststandards für die 
und't?^rne' mö§ncne Quotenregelung) 
gen      War|derung (Mindestvoraussetzun- 
fristi      §emeinsame Regeln für länger- 
Vou^f Aufenthaltstitel, Bekämpfung 
tig "Egaler Einwanderung und Beschäf- 

All • 
Straf    

n die justizielle Zusammenarbeit in 
£üs angele8enneiten und die polizeiliche 
verb

a
]
mmenarbeit einschließlich Europol 

geie 
eibt in der sogenannten 3. Säule An- 

§enheiten der Mitgliedstaaten. 

• Die Ratsbeschlüsse im vergemeinschaf- 
teten Bereich gelten erst nach Umsetzung 
ins nationale Recht. Neben der Kommissi- 
on erhalten auch die Mitgliedstaaten ein 
Initiativrecht. Das Europäische Parlament 
erhält zunächst ein Anhörungsrecht. Nach 
fünf Jahren wird das Mitentscheidungs- 
recht eingeführt. Die Beschlüsse werden 
im Ministerrat zunächst einstimmig ge- 
troffen; nach Ablauf von fünf Jahren wird 
geprüft, in welchen Bereichen Mehrheits- 
entscheidungen eingeführt werden. In 
den Bereichen, in denen Mehrheitsent- 
scheidungen eingeführt werden, erhält die 
Kommission das Vorschlagsmonopol. 
• Das Schengener Abkommen, das die 
Personenkontrolle an den EU-Binnengren- 
zen aufhebt und an den EU-Außengrenzen 
regelt, wird in den EU-Vertrag integriert. 
Es wird festgeschrieben, daß Großbritan- 
nien und Irland wegen ihrer Insellage und 
dem Fehlen einer Einwohnermeldepflicht 
auch in Zukunft Personenkontrollen an 
ihren Grenzen und an den Flughäfen 
durchführen dürfen. 
• Großbritannien und Dänemark über- 
nehmen die bisher verabschiedeten recht- 
lichen Regelungen im Bereich der Innen- 
und Justizpolitik, dürfen aber bei künfti- 
gen Beschlüssen sechs Monate überlegen, 
ob sie sie übernehmen oder nicht. 

• Die Zusammenarbeit der Mitgliedstaa- 
ten in der 3. Säule soll durch die Ein- 
führung einer „Quasi-Richtlinie" mit An- 
hörung des Europäischen Parlaments und 
Stärkung der Rolle des Europäischen 
Gerichtshofs künftig verbessert werden. 
• Ausstattung von Europol mit zusätzli- 
chen Befugnissen innerhalb von fünf Jah- 
ren (z.B. soll es bei Ermittlungsverfahren 
nationaler Behörden stärker aktiv werden 
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können, jedoch von sich aus keine eigene 
Ermittlungen durchführen können). 

2. Grundrechte 
• Kontrolle der Einhaltung der Menschen- 
rechte durch den Europäischen Gerichts- 
hof für alle Bereiche des Amsterdamer 
Vertrags. 

• Verankerung eines Sanktionsmechanis- 
mus bei Verstößen gegen die Menschen- 
rechte (z.B. Aussetzung des Stimmrechts). 

• Diskriminierungsverbot. 

• Stärkung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau. 

• Stärkung des Datenschutzes. 

3. Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) 

• Einführung einer Planungs- und Analy- 
seeinheit bestehend aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten, der Kommission und der 
europäischen Verteidigungsorganisation 
WEU zur Vorbereitung und Überwachung 
von gemeinsamen Strategien, Standpunk- 
ten und Aktionen. Sie wird von einem 
GASP-Generalsekretär geleitetet, der zu- 
sammen mit dem Außenminister der am- 
tierenden Ratspräsidentschaft und dem für 
Außenpolitik zuständigen EU-Kommissar 
die EU außenpolitisch vertritt. 

• Politische Solidaritätsklausel allerdings 
ohne automatische militärische Beistands- 
verpflichtung. 

• Einstimmigkeit bleibt bei grundsätzli- 
chen Entscheidungen („Strategien" als neu- 
es Instrument der GASP) erhalten. Mehr- 
heitsentscheidungen werden bei Durch- 
führungsfragen eingeführt, allerdings mit 
der Möglichkeit, eine Beschlußfassung zu 
verhindern, wenn ein Mitgliedstaat ein 
vitales nationales Interesse geltend macht. 
Ferner gibt es das Instrument der kon- 
struktiven Enthaltung, nachdem ein 
Mitgliedstaat nicht gebunden ist an eine 

Entscheidung, wenn er sich der Stimme 
enthält und dadurch einen Beschluß nicht 
verhindert. 

4. Gemeinsame europäische 
Verteidigung 

• Verankerung der rüstungspolitischen 
Zusammenarbeit. 
• Möglichkeit von Militäreinsätzen zur 
Übernahme von Petersberger Aufgaben 
(humanitäre, friedensbewahrende und 
friedensschaffende Einsätze) durch die 
Europäische Union. 
• Für diese Militäreinsätze erhält der 
Europäische Rat der Staats- und Regie- 
rungschefs eine Richtlinienkompetenz des 
Europäischen Rats über die Westeuropäi- 
sche Union (WEU). 
• Innerhalb eines Jahres (bis zum 1. M^ 
2000) soll ein Arbeitsplan erstellt werden* 
wie eine gemeinsamen europäische Veite' 
digungspolitik gestaltet werden soll, so^' 
über eine engere institutionelle Zusam- 
menarbeit zwischen der Europäischen 
Union und WEU, die langfristig zu einer 
Integration der WEU in die Europäische 
Union führen soll. 
• Eine Evolutivklausel ermöglicht einer 
weiteren Regierungskonferenz, Ver- 
tragsänderungen im Bereich der Verteil' 
gungspolitik und der Schaffung einer ge' 
meinsame Verteidigung festzulegen. Es' 
im Gespräch, daß der Kölner EU-Gipfßl 

im Juni 1999 eine solche Regierungsko"' 
ferenz für das Jahr 2000 einberuft. 

5. Institutionelle Fragen 
• Mehrheitsentscheidungen im Minist 

rat in 13 neuen Bereichen, 
u.a. in Forschungspolitik, Beschäftig^ 
politik, Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften im Niederlas- 
sungsrecht. 
• Weiterhin Einstimmigkeit u.a. info'S 

den Politikbereichen 
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^sylpolitik, außenpolitische Strategien, 
teuerpolitik, in den meisten Fragen der 
usammenarbeit in der Innen- und 
echtspolitik, insbesondere auf deutsches 

Urängen in der Asylpolitik. 

Neue Rechte für das Europäische 
Parlament 

as Europäische Parlament ist der große 
^winner des Amsterdamer EU-Reform- 
ertrages. Das Mitentscheidungsverfahren 
°n Europäischem Parlament und Mini- 
errat wird in 24 Politikbereichen einge- 

, Jf11*. In Zukunft gibt es nur noch An- 
jungen, Zustimmungen und das Mitent- 

cneidungsverfahren mit der Ausnahme 
es Zusammenarbeitsverfahrens im Be- 
!ch der Wirtschafts- und Währungsunion. 

•  Rolle der nationalen Parlamente 
.    lntergouvernementalen Bereich (zweite 
J£d dritte Säule) soll auf Drängen Frank- 

lchs in Zukunft die Konferenz der Euro- 
K ausschüsse der nationalen Parlamente 
K°nsultiert werden. 

Stärkung des Präsidenten der Europäi- 
£ schen Kommission 
p ^ird künftig durch das Europäische 
^lament auf Vorschlag der Staats- und 
jv. §ierungschefs gewählt. Er erhält die 
jv. "thnienkompetenz in der Kommission. 

e Berufung der Kommissare erfolgt im 
j» Vernehmen zwischen dem designierten 
le ^issionspräsidenten und den nationa- 

n Regierungen. 

^ammensetzung der Europäischen 
^ Ko>nmission 
^nd e,ner Erweiterung um mehr als zwei 
die 

Wen'ger als sechs Staaten verzichten 
pranu°ßen Mitgl'edstaaten (Deutschland, 
Spa -ich' Großbritannien, Italien und 
a]|e ,len) auf ihren zweiten Kommissar, 
tun   

lngs nur wenn zuvor die Neugewich- 
^ürd     Stimmen im Ministerrat geklärt 
E(j-iu-Ein Janr vor dem Beitritt des 21. 
set^^güedstaates muß die Zusammen- 
Wer(j ^ der Kommission neu verhandelt 

• Flexibilitätsklausel 
Die Flexibilitätsklausel erlaubt es integra- 
tionswilligen und -fähigen Mitgliedstaa- 
ten, eine verstärkte Zusammenarbeit im 
institutionellen Rahmen der EU unter sich 
zu vereinbaren. Der Auslösungsmechanis- 
mus kann i.a. mit qualifizierter Mehrheit 
in Gang gesetzt werden. Ein Mitgliedstaat 
kann jedoch durch Berufung auf vitale 
nationale Interessen ein Veto einlegen. 
An der verstärkten Zusammenarbeit muß 
sich eine Mehrheit der Mitgliedstaaten 
beteiligen. 

• Subsidiaritätsprinzip 
Deutschland erreichte Bestandsklauseln 
für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, 
für die Sparkassen und Landesbanken, die 
Kirchen und den Sport. In einem Protokoll 
zum Vertrag wird das Subsidiaritätsprinzip 
präzisiert. Der Ausschuß der Regionen 
(AdR) erhält einen eigenen Verwaltungs- 
unterbau und ein obligatorisches Anhö- 
rungsrecht in weiteren Politikbereichen. 

6. Beschäftigungskapitel 

Das neugeschaffene Beschäftigungskapitel 
sieht das Erarbeiten koordinierter Strate- 
gien für den Arbeitsmarkt und jährliche 
Berichte über die Beschäftigungslage vor. 
Außerdem enthält der Vertrag die Mög- 
lichkeit, Empfehlungen an einzelne Mit- 
gliedstaaten auszusprechen. Für die För- 
derung der Beschäftigung kann der Mini- 
sterrat mit qualifizierter Mehrheit Anreize 
in Form von finanziell begrenzten und auf 
fünf Jahre befristeten Pilotprojekten be- 
schließen, die aber aus schon bestehenden 
Fördertöpfen finanziert werden müssen. 

7. Sozialprotokoll: 

Das Sozialprotokoll wurde in den EU-Ver- 
trag aufgenommen und gilt nun auch für 
Großbritannien. Es sieht Mindeststandards 
vor, um Sozialdumping innerhalb der 
Europäischen Union zu verhindern. • 



Seite 22 • UiD 14/1999 12. PARTEITAG 

Sonstige Beschlüsse des 
12. Parteitags 

Beschluß Nr. C 0: 
Deutschland in Europa - 
Europäer in Deutschland 

Ein Viertel der in Deutschland lebenden 
Ausländer, rund 1,847 Millionen Men- 
schen, stammen aus einem anderen 
Mitgliedsstaat der Europäischen Union. 

Die ausländerrechtliche Behandlung der 
Bürger aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, die ihr Freizügig- 
keitsrecht aus dem Gemeinschaftsrecht 
wahrnehmen nach dem Aufenthaltsge- 
setz/EWG vom 22. 7.1969, ist unserer 
Ansicht nach dem gegenwärtigen fort- 
geschrittenen Stand der Verwirklichung 
einer immer engeren Union der Völker 
Europas nicht mehr angemessen. 

Angesichts der im Vertrag von Maas- 
tricht geschaffenen Unionsbürgerschaft 
(Art. 8 EG-Vertrag) halten wir darum fol- 
gende Veränderungen der Rechtslage 
für die bei uns lebenden Bürger aus an- 
deren EU-Staaten für notwendig: 

Zuständig für den Aufenthalt von 
Unionsbürgern in Deutschland soll künf- 
tig nicht mehr die Ausländerbehörde, 
sondern die örtliche Meldebehörde bzw. 
das Einwohnermeldeamt sein. 

La Unionsbürger, die ihr Freizügigkeits- 
recht in der EG wahrnehmen, sollen in 
Deutschland künftig - wie bisher schon 
bei der Arbeitssuche in den ersten drei 
Monaten (§8 AufenthG/EWG) - keiner 
besonderen Aufenthaltsgenehmigung 
mehr bedürfen. Die auch heute ohnehin 

nur deklaratorische Aufenthaltserlaub- 
nis-EG wird abgeschafft. 

Der rechtmäßige Aufenthalt im Bun- 
desgebiet erfordert eine Anmeldung im 
Einwohnermeldeamt wie bei deutschen 
Staatsangehörigen. Zum Nachweis des 
rechtmäßigen Aufenthalts in Deutsch- 
land gegenüber anderen Behörden wird 
von der Meldebehörde auf Antrag eine 
entsprechende Bescheinigung ausge- 
stellt („Blue Card EU"). 

Wie die deutschen Staatsangehö- 
rigen unterliegen die Unionsbürger bei 
der Wahrnehmung ihrer Freizügigkeit 
im Bundesgebiet nicht der Pflicht, ihre 
Personalausweispapiere jederzeit mitzu- 
führen. Auf Verlangen der zuständigen 
Behörden müssen sie - wie deutsche 
Staatsangehörige - die Feststellung der 

Identität ermöglichen. 

Unionsbürger sollen (durch eine 
Änderung des § 1 Abs. 2 des AusIG) 
künftig generell aus dem Anwendung^ 
bereich des Ausländergesetzes heraus' 
genommen werden. Als Staatsangehö' 
rige eines anderen Mitgliedsstaates de 
Union, die mit den deutschen Staats- 
bürgern durch das gemeinsame Band 
der Unionsbürgerschaft verbunden sin • 
wären sie damit von den für Ausländer 
geltenden besonderen ordnungsrecht- 
lichen Bestimmungen des Ausländer- 
rechts nicht mehr betroffen. Für sie 
gelten dann ausschließlich, wie für alle 
Deutschen, die geltenden Gesetze, v J - 
eine Ausweisung bei schweren Strafte 
sollten die Bestimmungen des Auslän,et 
dergesetzes entsprechend angewend 
werden). 
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Beschluß Nr. C 4 
D|e Auseinandersetzungen um die „Dop- 
Pe|te Staatsangehörigkeit" haben ge- 
*ei9t, daß die gesamte Problematik um 
jj'e Migration und die in Deutschland le- 
iden Ausländer einer erheblich diffe- 
renzierteren gesellschaftlichen Diskus- 
Sl°n bedarf. Deshalb wird die CDU ver- 
mehrt Wert auf folgende Punkte legen: 
• Die CDU bietet allen Parteien an, vor 
^er Verfolgung weiterer Gesetzesvorha- 

en eine gemeinsame Initiative für eine 
~rundsatzdiskussion des Verhältnisses 
Pn Gesellschaft und Staat zu den aus- 
tauschen Mitbürgern und Migranten zu 
garten. Für eine Zeit grundsätzlichen 
Nachdenkens, Analysierens und Erarbei- 
ens von Perspektiven soll die Suche nach 
yösellschaftlichem Konsens wichtiger sein 
ais Politischer Wettkampf und Streit. 
* Die CDU löst das in Verbindung mit 

e[^Unterschriftenaktion zum Staatsan- 
yehörigkeitsrecht gegebene Verspre- 
p..6n ein, auf allen Ebenen Aktionen zur 
°rderung von Integration und gegen- 
e,t>gem Verständnis durchzuführen. 

I. °ei diesen Aktionen sind in erster 
!n'e kompetente und sachliche Diskus- 
sen über alle anstehenden Fragen 

^.ermöglichen. Ihr Ziel muß sein, den 
, 'ssensstand der Bevölkerung über die 
^plexen Fragen und Probleme der Mi- 

y ation zu stärken, um der verbreiteten 
reinfachung und Tabuisierung wichti- 
r Aspekte entgegenzuwirken. 

Ie CDU sucht den Austausch mit al- 
au Pesellschaftl'chen Kräften, vor allem 
ren   den offentlicnen nachvollziehba- 
^   > auf Konsens zielenden Diskurs mit 
pn K'rchen, um ihrem Anspruch als 
no ei mit christlicher Grundausrichtung 
^ht zu werden. 
Orn ^esellscnaftliche Friede in einer 

nc,frage unseres Zusammenlebens 

erfordert eine offene, ehrliche und auf 
Zukunft ausgerichtete Suche nach trag- 
fähigen Lösungen! 

Beschluß Nr. C 11 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
aufgefordert, alle politischen Maßnah- 
men zu ergreifen und argumentativen 
Möglichkeiten zu nutzen, um die Option 
für die friedliche Nutzung der Kernener- 
gie offen zu halten. Als große Volkspar- 
tei darf sie sich im nationalen und über- 
nationalen Interesse der von der rot- 
grünen Bundesregierung überwiegend 
ideologisch geschürten Hysterie ge- 
genüber der Atomenergie nicht beugen. 
Sie muß unseren Bürgern deutlich ma- 
chen, daß Deutschland in der Frage der 
Sicherheit der Kernkraftwerke in For- 
schung und Praxis an der Weltspitze 
steht und daß die sogenannten alternati- 
ven Energien bei weitem nicht ausrei- 
chen, um den deutschen Energiebedarf 
künftig zu decken. Andererseits verbietet 
sich für eine hochtechnisierte Gesell- 
schaft aus Gründen des Klima- und all- 
gemeinen Umweltschutzes die Auswei- 
tung der Verbrennung von fossilen Ener- 
gieträgern zur Gewinnung elektrischer 
Energie. 

Beschluß Nr. C 12 

Der Bundesparteitag spricht sich dage- 
gen aus, daß in Betrieb befindliche 
Kernkraftwerke vor Ablauf ihrer Betriebs- 
genehmigungen stillgelegt werden, so- 
lange sie den sicherheitstechnischen 
Anforderungen entsprechen. 

Beschluß Nr. C 14 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
alles zu tun, um eine ausreichende Fi- 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Eine weitere Veranstaltung in der 
Reihe „Das aktuelle Thema" im 

Bildungszentrum Schloß Eichholz. 
Das mit diesem Angebot verbundene 
Anliegen: Interessierte aus allen Tei- 
len des Landes sollen Gelegenheit 
haben, gemeinsam mit renommier- 
ten Experten aus Wissenschaft und 
Politik, „die Hintergründe eines Kon- 
flikts auszuleuchten und den mögli- 
chen Fortgang dieser politischen Er- 
schütterungen in Europa am Ende 
des 20. Jahrhunderts zu analysieren 
und zu diskutieren". 
Thema und Termin: 
Veranstaltung Nr. 195 
Jahrhundertwende in Europa - 
Die Nato und der Krieg im Kosovo 
Fachtagung 
17.-18.5.1999 

Schwerpunkte: 
• Mythos „Amselfeld" - Das histori- 
sche Selbstverständnis der Serben 
• Jugoslawien im 20. Jahrhundert - 
Politische, ethnische und religiöse 
Verhältnisse 
• Probleme der Konfliktregelung im 
Kosovo 
• Die Welt und der Krieg im Kosovo 
- Rußland, die Nato und die Bedeu- 
tung der internationalen Rechtsord- 
nung (Podiumsgespräch) 
Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax-Nr.: 02236/707-230 

nanzierung der Fernstraßenverkehrspro- 
jekte im Bundesverkehrswegeplan si- 
cherzustellen. 

Beschluß Nr. C 29 

Wird aus Gründen besonderer Dringlich- 
keit ein Bundesparteitag verlegt, so ist 
die Antragsfrist so festzulegen, daß das 
Antragsrecht der Gliederungen sicher- 
gestellt bleibt. 

Beschluß Nr. C 31 

In die Aufnahmeanträge der CDU wird 
die Erklärung aufgenommen, daß der 
Antragsteller bekundet, nicht Mitglied 
der Scientology-Organisation zu sein. 

Beschluß Initiativ- 
antrages Nr. 5 

Die CDU Deutschlands lehnt die gesetzt 
ehe Neuregelung der geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnisse und die Rege- 
lung der sogenannten Scheinselbständig' 
keit ab. Diese Regelungen gehen an den 
Interessen der Mehrzahl der Betroffenen 
vorbei, fördern Schwarzarbeit und führe11 

bezüglich der geringfügigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse im Bereich der Ver- 
einsarbeit zu völlig inakzeptablen Ergeb- 
nissen. Um den Prozeß der Umwandlung 
von Vollzeitarbeitsplätzen in geringfügig 
Beschäftigungsverhältnisse zu stopper" 
und echte Selbständigkeit zu fördern, bf" 
darf es anderer differenzierter Lösungen- 
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Flüchtlingsströme aus Kosovo nicht 
einseitig nach Deutschland lenken 

Ur Absicht des Bundesinnenministers, 
.as bisherige Flüchtlingskontingent von 
Jetzt 10.000 auf dann 20.000 Menschen 

u verdoppeln, erklärte der stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
«estagsfraktion, Jürgen Rüttgers: 

ein Zweifel, wir wollen und wir werden 
n Flüchtlingen aus dem Kosovo helfen. 
r allem vor Ort, aber auch durch vorü- 

ergehende Aufnahme in unser Land. 

j.s darf aber nicht so sein, daß die Flücht- 
ln§sströme allein auf Deutschland kon- 

ntriert bzw. einseitig nach Deutschland 
gelenkt werden. 

Angebot voll realisiert 
Di 
1(!e Selbstverpflichtung Deutschlands, 

•Ü00 Kosovo-Flüchtlinge aufzunehmen, 
ersteigt bei weitem die Selbstverpflich- 
n§en aller anderen mittel- bzw. westeu- 
Päischen Staaten. Durch die Aufnahme 

la°n bisher 9.974 Flüchtlingen hat Deutsch- 
...d sein Angebot voll realisiert. Andere 
Jjnder, die wie z.B. Großbritannien und 
jPanien die Aufnahme „einiger tausend" 
'an       n8e angeboten haben, haben bis- 

§ erst einige hundert Flüchtlinge aufge- 
i\n     en- Die Liste derer, die großzügige 

geböte für die Aufnahme von Flüchtlin- 
a,   gemacht haben, diese Angebote bisher 
Sp,r nur auf dem Papier realisieren, ist 

nr »ans. 

Es kann nicht sein, daß allein Deutschland 
seiner Selbstverpflichtung voll nach- 
kommt, sie sogar noch verdoppeln will, 
während die meisten anderen europäi- 
schen Staaten zunächst einmal nichts oder 
doch nur relativ wenig tun. Es ist deshalb 
der falsche Weg, jetzt einseitig das Ange- 
bot für das hiesige Flüchtlingskontingent 
zu verdoppeln. Das führt nur dazu, daß 
andere Staaten sich - wie schon bei den 
Bosnien-Flüchtlingen - beruhigt zurück- 
lehnen. Vielmehr müßte der Bundesinnen- 
minister - Deutschland hat ja z.Zt. die 
Ratspräsidentschaft - seine Kollegen je- 
denfalls in der Europäischen Union drän- 
gen bzw. verpflichten, endlich für eine 
gerechte Verteilung der Flüchtlinge euro- 
paweit zu sorgen und ihren jeweiligen 
Angeboten auch Taten folgen zu lassen. Es 
kann nicht sein, daß die Last der Flücht- 
lingsströme - wie schon in Bosnien - ganz 
überwiegend wieder von Deutschland ge- 
tragen wird. 

Alle müssen sich beteiligen 
Auch die jetzt ins Spiel gebrachte Idee 
eines sog. Flüchtlingsfonds, in den alle 
EU-Staaten einzahlen sollen, die keine 
Flüchtlinge aufnehmen, hilft nicht weiter. 
Das Problem läßt sich nicht mit Geld lö- 
sen. Alle Staaten müssen sich solidarisch 
an der Lösung des Flüchtlingsproblems 
beteiligen. 

Ufisere 
£,ektronischei 

essen: 

j INTERNET     jT-ONLINE     jX400 
http://www.       *CDU# c= de; a = dbp; 
cdu.de p = cdu; s = bund 

E-MAIL: post@www.cdu.de 
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Friedrich Merz: 

Regierung verspielt Chancen 
für mehr Beschäftigung 

Das Frühjahrsgutachten der deutschen 
Wirtschaftsforschungsinstitute ist klar 
und vernichtend in seinem Urteil über 
die Politik der Regierung Schröder: 
Weder in diesem noch im kommenden 
Jahr wird es von Rot-Grün einen Bei- 
trag zur Belebung der Wirtschaft und 
für mehr Arbeitsplätze geben. 

Rot-Grün ist nicht in der Lage, die Chan- 
cen für mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung zu nutzen, die die grundsätzlich gut- 
en Voraussetzungen in Deutschland bie- 
ten: Die deutsche Wirtschaft ist insgesamt 
robust, die Geldpolitik sorgt seit der letz- 
ten Zinssenkung durch die Europäische 
Zentralbank für günstige Ausgangsbedin- 
gungen. 

Eine Festigung der Konjunktur und eine 
spürbare Entspannung auf dem Arbeits- 
markt werden zwar nicht erwartet. Eine 
deutliche Belebung der Wirtschaft und die 
dringend benötigten neuen Arbeitsplätze 

wird es wegen fehlender wirtschafts- und 
finanzpolitischer Impulse aber nicht ge- 
ben. So wird das spürbare Absinken der 
Arbeitslosigkeit in diesem und im näch- 
sten Jahr allein auf statistische Effekte - 
bedingt durch ein zurückgehendes Er- 
werbspersonenpotential - zurückgeführt. 

Den bisher eingeschlagenen Weg bei der 
Unternehmensbesteuerung nennen die In- 
stitute ordnungspolitisch problematisch. 
Sie mahnen erneut eine Steuerreform m'1 

einer deutlichen Entlastung an. Diese dür- 
fe nicht durch höhere Steuern an anderer 
Stelle finanziert werden. Die Finanzierung 
der Steuerreform müsse vielmehr durch 
Einsparungen auf der Ausgabenseite zum 
Beispiel durch Subventionskürzungen 
erreicht werden. Eine deutliche Absage 
erteilen die Wirtschaftsforscher in diesem 
Zusammenhang auch dem Vorstoß der 
Bundesregierung, Vorschläge zum Sub- 
ventionsabbau von der Wirtschaft einzu- 
fordern, statt eigene Pläne vorzulegen. 

SPD muß Gesetz zurücknehmen 
Zu den Äußerungen von SPD-Frak- 
tionschef Peter Struck zum Gesetz 
zur Bekämpfung der Scheinselb- 
ständigkeit erklärte der stellvertre- 
tende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Hermann Kues: 
Die Äußerungen von Fraktionschef 
Peter Struck, mit denen er die Schuld 
an den verheerenden Auswirkungen 
des Gesetzes zur Bekämpfung der 

Scheinselbständigkeit den Sozialversi- 
cherungsträgern in die Schuhe schiebt, 
sind eine Frechheit. 
Die Union und auch die meisten Ex- 
perten haben wiederholt und nachhal- 
tig auf die negativen Auswirkungen, 
insbesondere für Existenzgründer, auf- 
merksam gemacht. Sich nun über die 
Konsequenzen der eigenen Gesetze zu 
wundern, ist mehr als verwunderlich. 
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Die Chancen besser nutzen 
zum Frühjahrsgutachten der Wirt- 
Schaftsforschungsinstitute erklärte der 
^[rtschaftspoiitische Sprecher der 
^pU/CSU-Bundestagsfraktion Gunnar 

le sechs führenden wirtschaftswissen- 
cnaftlichen Forschungsinstitute beschrei- 
en in ihrem Frühjahrsgutachten günstige 

J^hmenbedingungen für die deutsche 
Wirtschaft: 

,le Krisenherde der Weltwirtschaft haben 
s,ch beruhigt. In Asien belebt die Wirt- 
. "aft sich schon jetzt, in Lateinamerika 

lrn kommenden Jahr mit einem erneu- 
en Aufschwung zu rechnen, in Japan ist 
er Abwärtstrend gestoppt. 

. le monetären Rahmenbedingungen sind 
besondere nach den jüngsten Zinssen- 

Ungen der Europäischen Zentralbank gün- 
' .'§ für die Konjunktur. Es ist weiterhin mit 
'ner geringen Inflationsrate zu rechnen. 

.le Institute rechnen infolgedessen mit 
»er Wiederbelebung der Konjunktur im 
Halbjahr 1999 und einem Wachstum 

I) 

°n 2,6 % im kommenden Jahr. 

Wh* brauchen mehr Flexibilität 
am Arbeitsmarkt 
U 01 diese günstige Prognose zu erfüllen, 
,   '•> die Bundesregierung ihre Hausaufga- 

"machen. Die Prognosedaten müssen 
'A\ u nur erre'cnt werden, sondern es muß 

c" zu einer Steigerung der Beschäftig- 
en?ahl kommen: 

br.  mehr Beschäftigung zu erreichen, 
iTiiT      w'r menr Flexibilität am Arbeits- 
Un .*; Die Wünsche der Beschäftigten 
vorn   ^ec^urtnisse de1" Betriebe müssen 
^eo i   koordiniert werden. Zentralistische 

gelungen helfen nicht weiter. 

Solange Unterbeschäftigung herrscht, ist 
eine zurückhaltende Lohnpolitik das Ge- 
bot der Stunde. Darüber muß auch im 
„Bündnis für Arbeit" gesprochen werden. 
Eine durchgreifende Steuerreform für alle 
muß Arbeitnehmer motivieren und Unter- 
nehmer anspornen, neue Aktivitäten zu 
entwickeln. Besonders wichtig ist ein ganz 
niedriger Eingangsteuersatz zur Bekämp- 
fung der Schwarzarbeit und zur Erleichte- 
rung des Einstiegs in den Arbeitsmarkt. 
Der Spitzensteuersatz muß im internatio- 
nalen Vergleich niedrig sein, um Investiti- 
onsanreize zu bieten. So werden neue 
Arbeitsplätze geschaffen und Steuerein- 
nahmen erschlossen. Der finanzielle Spiel- 
raum hierfür ist gemäß Einschätzung der 
Institute größer als von der Bundesregie- 
rung behauptet. Deshalb überrascht es, 
daß die Institute sich ebenso wie die Bun- 
desregierung auf eine reine Unternehmen- 
steuerreform beschränken wollen. 

Es droht sonst der Beginn von 
Schröders Abschwung 

Dringend erforderlich sind Anreize zur 
Arbeitsaufnahme im Niedriglohnbereich. 
Hier hat die Regierung Schröder mit ihrem 
verfehlten 630,- DM Gesetz viele Arbeits- 
plätze vernichtet. Diese Gesetz muß 
zurückgenommen werden. Eine Umkehr 
ist dringend nötig - die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion wird auf Basis der Überle- 
gungen zum Kombi-Lohn neue Konzepte 
vorschlagen. 

Diese Punkte muß die Bundesregierung 
beherzigen, um die guten Chancen der 
Konjunkturlage zu nutzen. Gelingt ihr 
diese nicht, dann haben wir 1999 keine 
Wachstumsdelle sondern den Beginn von 
Schröders Abschwung. • 



Seite 28 • UiD 14/1999 MEDIEN 

Gebührenerhöhung für ARD und ZDF um 
fast 20 Prozent ist völlig inakzeptabel 

Zu der in den Medien verbreiteten 
Forderung von ARD und ZDF nach 
einer drastischen Gebührener- 
höhung erklärte der Obmann der 
CDU/CSU für Kultur und Medien, 
Bernd Neumann: 

Die finanziellen Anmeldungen von 
ARD und ZDF bei der KEF (Kommis- 
sion zur Überprüfung und Ermittlung 
des Finanzbedarfs der Rundfunkanstal- 
ten) - wie darüber jüngst die Medien 
berichteten -, die ingesamt zu einer Ge- 
bührenerhöhung um ca. 20 % führen 
würden, sind völlig überzogen und in- 
akzeptabel. Eine Erhöhung der Rund- 
funkgebühr ab 1. Januar 2001 von jetzt 
28,25 DM auf rund 34 DM ist den Bür- 
gern aus sozialen Gründen überhaupt 
nicht zuzumuten; sie ist aber auch aus 
medienpolitischer Sicht unvertretbar. 

In einem ausgewogenen dualen Rund- 
funksystem darf es nicht sein, daß sich 

der öffentlich-rechtliche Rundfunk, 
der mit über 11 Milliarden DM Ge- 
bührengeldern in Deutschland ohnehin 
der teuerste der Welt ist, immer weiter 
auf Frequenzen und Sonderkanälen wie 
eine Krake zulasten des Privatfunks 
und Privatfernsehens ausbreitet. 

Im übrigen hat die KEF in einem ihrer 
letzten Berichte bei der ARD für diese 
Gebührenperiode einen Überschuß 
von mehr als 800 Millionen DM fest- 
gestellt. Deshalb grenzt es schon an 
Unverschämtheit, wenn nun die ARD 
nur für sich allein eine Erhöhung um 
3,40 DM pro Teilnehmer fordert. Der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk sollte 
sich auf seinen Funktionsauftrag 
„Grundversorgung" konzentrieren und 
nicht den Versuch fortsetzen, in allen 
Bereichen den Privaten Konkurrenz zu 
machen. Eine derart üppige Gebühre- 
nerhöhung wäre dann überflüssig. 

Jeder zweite SPD-Anhänger noch unentschlossen 
Jeder zweite SPD-Anhänger (52 
Prozent) ist derzeit noch unent- 
schlossen, ob er bei der Europawahl 
am 13. Juni den Sozialdemokraten 
seine Stimme gibt. 

Dies ergab eine repräsentative Umfrage 
des Meinungsforschungsinstituts polis 
im Auftrag der SPD, die am 4. Mai ver- 
öffentlicht wurde. Dagegen sind sich 
61 Prozent der Unionsanhänger „völlig 
sicher", daß sie ihre Partei wählen wer- 
den. Die Leistungen der Bundesregie- 

rung werden der Umfrage zufolge der- 
zeit in der Wählerschaft zurückhaltend 
beurteilt. Nur 39 Prozent der Befragten 
zeigen sich „eher zufrieden". 

Bei der sogenannten Sonntagsfrage 
(welche Partei würden Sie wählen, 
wenn am Sonntag Bundestagswahl 
wäre) liegt die Union derzeit mit 42 
Prozent vor der SPD (39 Prozent). Die 
Grünen liegen bei sechs Prozent, die 
FDP zöge mit vier Prozent nicht mehr 
in den Bundestag ein. 
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viel Beifall für Bundeskanzler a. D. Helmut Kohl 

JJach einer für deutsche Politiker ungewöhnlichen Ehrung in den Verei- 
nten Staaten traf Helmut Kohl erst Montag abend in Erfurt ein. Die De- 
^9>erten, die auf Einladung des thüringischen Ministerpräsidenten 

er.nhard Vogel nach Abschluß der Beratungen des ersten Tages ge- 
£Sf Sam feierten> begrüßten den ehemaligen Bundeskanzler mit großem 
de     -• Dem Fotografen ist dabei ein besonders schönes Foto gelungen: 

_er Händedruck des alten und des neuen Parteivorsitzenden. 
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Edmund Stoiber: 

Rot-Grün und PDS machen 
Politik von gestern. 

CDU und CSU gehört die Zukunft 
Herzliche Grüße aus München, aus 
Bayern an die CDU und an alle Dele- 
gierten und Gäste des Parteitages. Ich 
freue mich, daß ich das erste Mal als 
Vorsitzender der CSU die Grüße der 
Schwesterpartei CSU überbringen kann 
und daß wir heute gemeinsam zeigen: 
Die Union ist die Kraft, die Deutschland 
und Europa bewegt. 

Leider ist die Freude, heute bei Ihnen zum 
erstenmal als Parteivorsitzender sprechen 
zu dürfen, nicht ungetrübt, weil die 
schrecklichen Ereignisse in Jugoslawien 
derzeit natürlich niemanden unberührt las- 
sen. Ich unterstreiche nachdrücklich das, 
was gestern in einer beeindruckenden Rede 
Ihr Parteivorsitzender Wolfgang Schäuble 
und sein Stellvertreter Volker Rühe dazu 
gesagt haben. Wir haben in vielen Punkten 
- ich würde sagen, in 95 Prozent, in 96 
Prozent aller wesentlichen Sachfragen - 
eine nahtlose Übereinstimmung, in dieser 
Frage schon gleich dreimal. Deswegen will 
ich noch einmal unterstreichen: In diesem 
Krieg haben wir auch als Opposition eine 
hohe Verantwortung. Die CSU trägt die Be- 
teiligung Deutschlands am Einsatz der NA- 
TO im Kosovo voll mit. 

In dieser außenpolitisch dramatischen Si- 
tuation hätten auch wir grundsätzlich nicht 
anders gehandelt, wenn wir die Bundesre- 
gierung stellen würden. Ich sage: grund- 
sätzlich. Daß es Nuancierungen gegeben 
hätte oder geben würde, ist eine andere 
Frage. Opponieren, nur um politische 
Punkte zu sammeln, würde der staatspoli- 

tischen Verantwortung der Opposition, so 
wie wir sie verstehen, nicht gerecht. 

Mit unseren Gedanken - ich will das 
nachdrücklich unterstreichen - sind 
wir bei den Soldaten der Bundeswehr« 

Das Risiko ihres Einsatzes wird einem, 
der in der politischen Mitverantwortung 
steht, klar, wenn man - so wie ich es geta 

habe - mit Piloten von Lager Lechfeld 
spricht und sich deren Situation vergege-1' 
wärtigt. Mit unseren Gedanken sind wir 
bei den Soldaten, die ihren schwierigen 
Auftrag im Krisengebiet erfüllen. Sie nen' 
men größte - nicht nur große - persönli- 
che Risiken auf sich. Ich sage auch hier: 
Wir, CDU und CSU, stehen zur Bundes- 
wehr. Wir standen schon zur Bundeswehr' 
als andere auf der Straße geschrien haben- 
„Soldaten sind Mörder". 

Rede des CSU-Vorsitzenden 
und bayerischen Minister- 
präsidenten 

Ich kann es mir kaum vorstellen, aber es 
ist so, daß heute im Deutschen Bundestag 
- ich kritisiere dies nicht, ich stelle es nur 
fest - Politiker der Grünen von soldatische 
Tugenden sprechen. Verzeihen -ja, aber 
vergessen werde ich es nie, daß der frühe 
Sprecher der Grünen und heutige Bundes 
iimii/altminittAr im ^nmmpr npt  iPt/ICU J umweltminister im Sommer des letzten 
res - das sage ich in aller Deutlichkeit 
linkem Gesindel in Berlin ein öffentliches 
Gelöbnis von wehrpflichtigen Bundes- 
wehrsoldaten gestört und die Bundesweh 

mit 
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e'nen Zusammenhang mit dem Faschis- 
"Us gestellt hat. Das ist unerträglich. 
s ist eine Ironie der Geschichte, daß Ger- 

^rd Schröder, Rudolf Scharping und 
' chka Fischer heute gegen ihre langjäh- 

l^e sicherheitspolitische Überzeugung 
ndeln und zu den militärischen Inter- 

^en[ionen der USA und der NATO stehen, 
mi ° !* Scharping hat vor noch nicht ein- mal Vler Jahren in der Diskussion um den p.    ••«-' junren in uer uisKussion um ui 

nsatz deutscher Tornados in Bosnien 
*0r«ich erklärt: 

lies, was in der Luft passiert, geföhr- 
e' das Leben der Menschen auf der 
räe. Man kann nicht in der Luft 

,a,nPfen und auf dem Boden Frieden 
nerbeiführen wollen. 

Jeder kann natürlich 
seine Meinung än- 
dern. Aber in so 
grundsätzlichen 
Fragen ist dies pro- 
blematisch. Bundes- 
kanzler Helmut 
Kohl hätte es sich 
gewünscht, wenn 
wir in vielen Fragen 
vom NATO-Doppel- 
beschluß bis zum 
Einsatz in Bosnien- 
Herzegowina eine 
so verantwortungs- 
volle Opposition ge- 
habt hätten, wie wir 
sie heute darstellen. 
Diese Überzeugung, 
von der ich gerade 
gesprochen habe, 
hat der heutige Ver- 
teidigungsminister 
Gott sei Dank in- 
zwischen aufgege- 
ben. Er vertritt heu- 
te das Gegenteil. 
Von den Wandlun- 
gen eines Gerhard 
Schröders oder gar 

eines Joschka Fischer will ich hier gar 
nicht reden. 

Wenn es in Zukunft um das Thema 
Bodentruppen geht - ich unterstrei- 
che, was Wolfgang Schäuble gestern 
zum Einsatz von Kampftruppen in 
Jugoslawien gesagt hat -, dann kön- 
nen wir nur hoffen, daß konvertierte 
Pazifisten nicht plötzlich zu Aktivisten 
einer Stahlhelmfraktion werden und 
schließlich den Vorrang politischer, „ 
Optionen aus den Augen verlieren. 

Ich frage mich schon, wie verläßlich künftig 
eine Regierung ist, deren Kanzler, Außenmi- 
nister und Verteidigungsminister sich in der 
Vergangenheit in elementaren Sicherheits- 
fragen so geirrt haben und heute das Gegen- 
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teil dessen tun, was sie früher vertreten ha- 
ben. Dieser radikale Kurswechsel - heute so 
und morgen so - läßt offen, wohin die ge- 
nannten Herren morgen unser Land in exi- 
stentiellen Fragen führen werden. 

Das gilt zum Beispiel auch für das Thema 
Flucht und Vertreibung. Zu Recht verur- 
teilt die Bundesregierung angesichts der 
unvorstellbaren Not von Bürgerkriegs- 
flüchtlingen im Kosovo die Vertreibung 
aufs Schärfste. Wo aber - so frage ich den 
Bundeskanzler - war seine Sensibilität in 
diesen Fragen am 8. März 1999 gegenüber 
dem Vertreibungsunrecht an den Sudeten- 
deutschen beim Besuch des tschechischen 
Ministerpräsidenten in Bonn? 

Schröder erklärte, er wolle im deutsch- 
tschechischen Verhältnis Fragen aus der 
Vergangenheit überhaupt nicht mehr anspre- 
chen. Zu Recht hat die tschechische Zeitung 
„Lidove Noviny" dieser Tage festgestellt, 
daß eine ethnische Säuberung - dies ist ein 
schreckliches Wort - auch die Sudetendeut- 
schen erlitten hätten. Ich meine: Wer be- 
rechtigterweise heute gegen die Vertreibung 
im Kosovo vorgeht, der muß auch mehr 
Sensibilität für das entwickeln, was Deut- 
sche bei ihrer Vertreibung erlitten haben. 

Die SPD wird sich auch entscheiden 
müssen, ob sie mit der PDS - der 
„fünften Kolonne Belgrads", wie sie 
Gerhard Schröder genannt hat - 
noch länger koalieren kann und will. 
Hier zeigt sich überdeutlich, wes Gei- 
stes Kind die SED-Nachfolgepartei 
immer noch ist. Wer wie die SPD 
glaubwürdig für Menschenrechte 
eintreten will, der darf nicht - allein 
um der Macht willen - mit der PDS 
still oder offen koalieren. Dieses Ver- 
halten ist unglaubwürdig. 

Die Demokraten in Deutschland sind sich 
darüber einig: Mit dem militärischen Luft- 
einsatz müssen wir Mord und Vertreibung 
stoppen. Aber nur mit den Mitteln der Po- 
litik können wir Frieden im Kosovo schaf- 

fen. Dazu brauchen wir selbstverständlich 
die Vereinigten Staaten und die NATO. 
Dazu brauchen wir in ganz entscheidender 
Weise aber auch Rußland. Diesen Punkt 
hat die Bundesregierung phasenweise aus 
den Augen verloren. Daß es in dieser Fra- 
ge kein „Entweder-oder" geben darf, ha- 
ben auch die Gespräche, die Kollege La- 
mers und ich vor 14 Tagen in Moskau 
führen konnten, deutlich gemacht. Ich wiU 
diesen Punkt sehr vorsichtig ansprechen, 
muß aber sagen: Ich bin in Moskau - Kol- 
lege Lamers hat dies schon oft dargestellt 
- immer wieder darauf angesprochen wor- 
den, daß man natürlich verunsichert ist, 
weil Helmut Kohl die außenpolitischen 
Verhältnisse nicht mehr entscheidend prä- 
gen und fortentwickeln kann. 

Wir haben in den letzten 10 Jahren 
nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion und nach der Wieder- 
vereinigung gute, zum Teil sehr gute 
und exzellente Beziehungen zu Ruß" 
land aufgebaut. Das Verdienst hier- 
für kommt in besonderem Maße dem 
Bundeskanzler Helmut Kohl zu. paS 

muß man hier noch einmal deutlich 
darstellen. 

Dieser Erfolg darf nicht in Frage gestellt 
werden. Wir Deutsche dürfen niemals in 
eine Situation kommen, in der wir uns 
zwischen absoluter Solidarität mit den 
anderen Partnern innerhalb der NATO un 
besseren Beziehungen zu Rußland ent- 
scheiden müssen. Die Diplomatie und die 

Politik müssen uns dies ersparen. Man 
muß alle gut behandeln. 
Der Krieg im Kosovo ist für Europa der 
Ernstfall; er ist ein Ernstfall für die Durc"' 
setzung von Menschenrechten, ein Ernst' 
fall für die Sicherung von Frieden und 
Freiheit. Er wird und muß - dazu wird 
Volker Rühe nach mir sicherlich die Pos1' 
tionen der CDU deutlich machen - zu ei- 
ner wesentlichen Stärkung unserer Euro- 
papolitik führen. Wir müssen Europa als 
einen politischen Friedensfaktor, der es 



IBMUND STOIBER UiD 14/1999 • Seite 33 

von Anfang an war, handlungsfähiger ma- 
tten. Wir brauchen die Erweiterung der 

Europäischen Union auf die osteuropäi- 
cnen Staaten, um so die europäische 
nedenszone zu verbreitern und zu festi- 

gen. Die Europäische Union stellt sich im 
runde genommen für die Generation, für 
le auch ich stehe, die die Nachkriegszeit 

§anz bewußt erlebt hat, als Friedensge- 
. einschaft dar. Für jeden von uns ist es 
Girier noch ein enormer Glücksfall, daß 

r' Wenn er von München über Mittenwald 
ach Meran oder von Mailand nach Frank- 
en fährt, keine Grenzhäuschen mehr 

Passieren muß. Daran wird sozusagen of- 
Nkundig, was hier geschaffen worden ist. 
^scheidend ist aber, daß diese Friedens- 

«pjTieinschaft auch nach Osten hin ausge- 
p.nt werden muß. Die westeuropäische 
p.'^ensgemeinschaft, ein ungeheurer 

'jJcksfall in der zweiten Hälfte des aus- 
senden Jahrhunderts, muß natürlich 
erstärkt werden. Hierfür müssen wir neue 

» jd enorme Anstrengungen erbringen. 
j1 halte es für sehr bedenkenswert, was 
lr Jawlinskij in Moskau erzählt hat. Er 

e
a§te mir: Sicherlich ist Rußland heute in 
^schwierigen Situation; ihr müßt uns 
^oilisieren, denn der Osten kann den 
esten destabilisieren, wenn der Westen 

en Osten nicht stabilisiert. Diese Worte 
L Wlnnen durch diesen Krieg eine ganz 
^sondere Bedeutung. Das möchte ich 
achträglich unterstreichen. 

*N erster Linie brauchen wir mehr 
~emeinsamkeit zwischen den EU- 
Staaten in der Außen- und Sicher- 
heitspolitik. Die Staaten Europas sel- 
ber müssen mehr Verantwortung 
ubernehmen. Sie sind ihren Bürgerin- 
nen und Bürgern ein professionelleres 
^risenmanagement schuldig. Der Am- 
sterdamer Vertrag von 1997 läßt zwar 
^ehr Koordination der europäischen 

Di 
Auß en- und Sicherheitspolitik zu. 

die    
0S0V°-Krise zeigt aber wieder: In 

en Bereichen gibt es noch zu wenig 

wirklich gemeinsame EU-Politik. Die Ver- 
treibungen im Kosovo machen deutlich, 
daß zu den großen Aufgaben der Europäi- 
schen Union auch die Durchsetzung einer 
gemeinsamen Asyl- und Flüchtlingspolitik 
gehört. Die Hilfe für die geschundenen 
Flüchtlinge aus dem Kosovo ist ein Akt 
der Menschlichkeit und ist unbestritten 
geboten. Allerdings ist auch in diesen Fra- 
gen eine faire Lastenverteilung ein Gebot 
europäischer Solidarität. 
Jedes Land muß einen angemessenen Teil 
der Flüchtlinge übernehmen. Deutschland 
darf nicht wieder mehr als alle anderen 
zusammen aufnehmen. Wenn von 13 000 
ausgeflogenen Kosovaren 10 000 alleine 
nach Deutschland kommen, dann kann ich 
nur feststellen, daß es mit der europäi- 
schen Solidarität in humanitären Fragen 
noch nicht so gut bestellt ist, wie es sein 
müßte. Europäische Waffenbrüderschaft 
alleine genügt nicht. Wir brauchen auch 
Solidarität in humanitären Fragen. 

Deswegen frage ich auch heute 
erneut und immer wieder: Welches 
Europa wollen und brauchen wir 
eigentlich? Welche politische Union 
wollen wir? In Maastricht mag die 
Zeit für eine Antwort auf diese 
elementaren Fragen noch nicht reif 
gewesen sein. Heute müssen wir sie 
langsam klären. Die Europäische 
Währungsunion und die bitteren 
Erfahrungen im Kosovo zwingen 
uns, der deutschen Europapolitik ein 
klares Ziel zu geben und uns in der 
Tat mehr mit Fragen der Finalität 
auseinanderzusetzen. 

Wollen wir in der Tat einen europäischen 
Bundesstaat, wie ihn Joschka Fischer im 
Europäischen Parlament gefordert hat, 
mit zwei Kammern, dem Europäischen 
Parlament und einer zweiten Kammer, de- 
ren Mitglieder von den Parlamenten der 
Mitgliedstaaten gewählt werden? Ist das 
das Europa von morgen, das wir wollen? 
Oder wollen wir mehr ein Europa der 
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Vielfalt und der Regionen? Darum müssen 
wir ringen, um auch in der Bevölkerung 
eine noch stärkere Diskussion über die 
Fragen der Finalität Europas zu erreichen. 

Ich komme auf die Agenda 2000 zu spre- 
chen. Ich weiß, daß das alles zur Zeit ein 
bißchen untergeht. Der Kosovo-Konflikt 
ist eine existentielle Frage, aber deshalb 
dürfen wir nicht zulassen, daß alle anderen 
Themen, die uns betreffen und die die 
Menschen berühren, völlig zweitrangig 
behandelt werden. Die Agenda 2000 ist 
das in Zahlen gefaßte Integrations- und 
Regierungsprogramm der Europäischen 
Union bis zum Jahre 2006. Sie sollte vor 
allem die Voraussetzungen für den Beitritt 
der Reformstaaten Mittel- und Osteuropas 
schaffen. Dies ist heute um so dringender, 
weil die Konsequenz aus dem Krieg im 
Kosovo eine Ausdehnung der Friedensge- 
meinschaft Europa sein muß. 

Ich sage es deutlich: Der Berliner Gipfel 
muß vor dem Hintergrund der Entwick- 
lungen der letzten Wochen insgesamt 
noch einmal neu überdacht werden. Beim 
Berliner Gipfel wurde der Dramatik der 
Ereignisse, die sich in den Wochen danach 
abspielten, nicht genügend Rechnung ge- 
tragen. Gerhard Schröders Ankündigun- 
gen für den europäischen Gipfel in Berlin 
waren natürlich vollmundig: Reduzierung 
der deutschen Nettozahlungen aus Grün- 
den der Gerechtigkeit und eiserne Haus- 
haltsdisziplin. Bei allen Fragen, die für 
Deutschland und für Europa wichtig sind, 
hat die Bundesregierung nichts erreicht. 
Vom Sparen in der Europäischen Union 
kann keine Rede mehr sein. Es steht ja in 
allen Papieren der Kommission: Der 
europäische Haushalt steigt entgegen den 
Ankündigungen zum Sparen von 164 
Milliarden DM 1998 auf voraussichtlich 
206 Milliarden DM im Jahre 2006, ohne 
Berücksichtigung der Inflation. 

Die Gerechtigkeitslücke innerhalb 
des Finanzierungssystems der Euro- 

päischen Union besteht weiter. 
Natürlich wissen wir alle, daß 
Deutschland als größtes und starkes 
Land in Europa aus Solidaritäts- 
gründen Nettozahler bleiben wird. 
Die Bundesregierung hätte aber eine 
merkliche Korrektur der eigentlich 
von allen als ungerecht empfundenen 
Nettobelastungen und -Zahlungen 
erreichen müssen. Helmut Kohl und 
Theo Waigel haben 1992 - ich will 
das noch einmal ins Gedächtnis 
rufen - einen Schlüssel in Edinburgh 
vereinbart, der zu einer Senkung des 
Nettobeitrages von 27 Milliarden vW 
im Jahre 1994 auf 22 Milliarden DM 
im Jahre 1998 geführt hat. Das ist 
innerhalb von vier Jahren eine Redn' 
zierung um 5 Milliarden DM. 

Schröder hat angekündigt, das sei ein 
Klacks. Er werde den Europäern erst ein- 
mal richtig Mores lehren. Nach Angaben 
der Europäischen Kommission - es ist tu 
mich eine neue Erfahrung, daß das über- 
haupt nicht beachtet wird - liegt die Net- 
tobelastung Deutschlands im Jahre 2006 
ohne Berücksichtigung der Kosten für oie 

Osterweiterung um 300 Millionen DM 
höher als im Jahre 1999. 

Es kann also überhaupt keine Rede davon 
sein, daß in der Tendenz die Kurve der 
deutschen Nettozahlungen gestoppt oder 
umgedreht wird. Die Behauptung der 
Bundesregierung, Schröder habe erreich « 
daß wir im Jahre 2006 weniger zahlen 
müßten, ist falsch. Die Berechnungen de 
Europäischen Kommission widerlegen 
des Bundesfinanzministeriums, das kata' 
strophal ist, seit Lafontaine bzw. Eichel 
das Sagen hat. 

Die Bundesregierung hat die Chancen n 
Osterweiterung nicht gefördert, sondern^ 
verbaut. Die für die Osterweiterung vor» 
sehenen Mittel sind unrealistisch niedrv f 

Wer die Osterweiterung wirklich will a 

im Jahre 2006 insgesamt nur 3,4 MiHn*' 
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aen Euro für die Landwirtschaft ausgeben 
^U, der schafft die Osterweiterung nicht, 
er gibt zu erkennen, daß er darauf keine 

echte Priorität setzt. Wenn ich die Oster- 
^eiterung wirklich will, dann muß ich 
dafür mehr Geld aufwenden, als ich es für 
en Kohäsionsfonds tue. Sonst bin ich ge- 
ac*e in den bestehenden Zeiten in meiner 

Politischen Aussage nicht glaubwürdig. 
Uas definitive Ende des Kohäsionsfonds 
wUrde von der Bundesregierung nicht 
^"reicht. Der Kohäsionsfonds sollte mög- 
est viele Mitgliedstaaten fit machen für 
le Währungsunion. Jetzt sind die EU- 

Länder zum großen Teil dabei, trotzdem 
auft er beinahe in alter Höhe weiter. Das 
beutet: Das für die Osterweiterung not- 
endige Geld wurde nicht eingespart. Die 
sterweiterung, und damit die wichtige 

^usdehnung der europäischen Friedensge- 
j^inschaft nach Osten, wird auf die lange 

ank geschoben. Im Interesse des Frie- 
Jjns in Europa wären mehr politischer 
^ut und Durchsetzungskraft der Bundes- 
e§ierung nötig gewesen. Auch hier Fehl- 

anzeige! 

Deswegen bitte ich Sie sehr eindring- 
en, in den nächsten Wochen im Eu- 
ropawahlkampf neben der Diskussi- 
on über die Krise im Kosovo die Feh- 
ler der Bundesregierung, gerade was 
die Architektur Europas für das Jahr 
2006 betrifft, nicht untergehen zu 
•assen. Die Menschen haben am 13. 
Juni dieses Jahres die Chance, dazu 
JJ oder nein zu sagen. Ein Ja zur 
CSU, ein Ja zur CDU bedeutet ein Ja 
?n Europa, zu einem gerechteren 
Europa und auch zu einer politischen 
'Hedensgemeinschaft im Osten. 

tik k e*ne wirkliche Reform der Agrarpoli- 
v* Wieb auf dem Berliner Gipfel aus. Das 
l-r rnand'ungsergebnis bedeutet mehr Büro- 
lu t     s'n'cenc*e Einkommen und den Ver- 
bet V°n We'teren Zehntausenden von Ar- 
der hPlÜtZen in der Landwirtscnaft- Schro- 

tt seine Versprechungen nicht erfüllt. 

Er hat die Chance zu einer großen Reform 
vertan. Die Bundesregierung hat in Berlin 
so verhandelt, wie sie in Bonn regiert: 
schlecht. Das müssen wir deutlich machen. 

Was wollen wir? Wir wollen ein Europa 
der Vielfalt, in dem die Eigenverantwor- 
tung der Staaten, der Regionen und der 
Bürger gefördert wird. Wir wollen kein 
zentralistisches Europa, kein bürokrati- 
sches Europa, kein Europa der Gleichma- 
cherei. Wir wollen deshalb keine europäi- 
sche Verfassung, die auf einen Staat hin- 
auslaufen würde, sondern eine Charta der 
Europäischen Union auf verfassungsver- 
traglicher Grundlage, die die Grundprinzi- 
pien und Kompetenzen der Europäischen 
Union klar definiert. Dazu gehören eine 
klare Kompetenzabgrenzung zwischen 
den Regionen, den Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Union sowie eine Rege- 
lung der Aufgaben der Organe und der 
politischen Entscheidungsfindung. 

Wir, CDU und CSU, wollen ein Euro- 
pa der Vielfalt. Der europäische Kon- 
tinent ist im Vergleich zu anderen 
Kontinenten von einer Vielfältigkeit 
der Kultur, der Sprache und der Ent- 
wicklung gekennzeichnet. Die wollen 
wir dort, wo sie wertvoll ist, bewahren. 

Den kulturellen Reichtum, den wir Deut- 
sche in Europa einbringen können und 
einzubringen haben, können wir, lieber 
Bernhard Vogel, gerade hier in Thüringen 
deutlich spüren. Hier zwischen Werra und 
Saale, zwischen Wartburg und Kyffhäuser 
konnte sich eine kulturelle Blüte ent- 
wickeln, die auf Deutschland und Europa 
ausstrahlte. Dieses vielfältige kulturelle 
Erbe wollen wir erhalten und in Europa 
einbringen. 

Für mich, für uns, für meine Partei, 
die CSU, steht fest: Nur mit Vielfalt 
und Wettbewerb, mit Nationalstaa- 
ten und Regionen wird Europa in der 
Welt Erfolg haben. Für diesen Wett- 
bewerb in Europa und darüber hin- 
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aus müssen wir uns fit machen. Das 
bedeutet: Deutschland muß seine 
Probleme aus eigener Kraft angehen. 
Wie soll das mit einer Bundesregie- 
rung geschehen, die auf ihrem 
Schlingerkurs nicht die Kraft zu 
notwendigen Reformen findet? 

Ich will einen anderen Bezug herstellen. 
Wir sprechen heute bereits von einem 
Marshallplan für Südosteuropa. Natürlich 
brauchen wir, wenn wir unsere Friedens- 
gemeinschaft in den Osten erweitern wol- 
len, eine Art Marshallplan für die vielen 
südosteuropäischen Länder. Aber dazu 
brauchen wir natürlich Geld. Dieses Geld 
wird nicht der afrikanische oder der süda- 
merikanische Kontinent aufbringen kön- 
nen, sondern in entscheidendem Maße der 
europäische. Auch wir Deutsche werden 
uns daran beteiligen müssen. Aber wir 
können uns nur beteiligen, wenn wir die 
notwendige Kraft entfalten, wenn die 
deutsche Volkswirtschaft wettbewerbs- 
fähig und stark ist, wenn sie in der Lage 
ist, die Gelder für einen solchen Marshall- 
plan aufzubringen. Unter diesen Gesichts- 
punkten stelle ich fest: Wer Reformen im 
eigenen Lande versäumt, wird nicht in der 
Lage sein, einen solchen Marshallplan zu 
finanzieren und damit die notwendige 
Friedensleistung zu erbringen. 

Der Konflikt im Kosovo darf nicht über- 
decken, daß die Bundesregierung auf die 
großen Herausforderungen Deutschlands 
und die Sorgen von Millionen von Bür- 
gern keine Antwort hat. Was hindert denn 
eigentlich die Herren Müller und Riester, 
sich um die wirklichen Probleme der 
Menschen und der Wirtschaft zu kümmern 
und eklatante Fehler der Bundesregierung 
zu korrigieren, die doch in jeder Zeitung 
nachzulesen sind? Meine Damen, meine 
Herren, täuschen wir uns nicht! Lesen Sie 
nur die Zeitungen. Heute vielleicht nicht 
auf der ersten oder der zweiten Seite, aber 
natürlich in Massivität in kleinen Anzei- 
genblättern, in Regionalzeitungen und im 

Wirtschaftsteil auch der großen Zeitungen 
wird auf folgendes hingewiesen - ich lese 
einmal vor, was am Samstag letzter Wo- 
che im Wirtschaftsteil der „Frankfurter 
Allgemeinen" gestanden hat -: 

Tausende von geringfügig Beschäftig' 
ten haben schon gekündigt. 

Weiter ist zu lesen: 
Das Korrekturgesetz zur Scheinselbst' 
ändigkeit gefährdet tausende Existett- 
zen. 

In diesem Artikel heißt es weiter: 
Der Bundesverband Deutscher Zei- 
tungsverleger hat dem Bundeskanz- 
leramt Namen von 8 900 Zustellern 
übergeben, die ihre Arbeit aufgegeben 
haben. 

Ich vermute: Darunter befinden sich wohl 
auch die Zeitungszusteller von Herrn 
Riester und Herrn Müller. Denn offenbar 
gelangt ihnen nicht mehr zur Kenntnis, 
was in den Zeitungen steht. 
Wir als Opposition haben eigene Konzep' 
te. Wir müssen unsere Alternativen zur 
Regierungspolitik - darum wird hier und 
nicht nur hier und heute, sondern auch in 

den nächsten Wochen und Monaten in der 
CDU gerungen - deutlich machen: 

l^fci(-liMl Wir brauchen eine 
wirksame Politik für mehr Beschält'' 
gung. Deutschland muß im Zeitalter 
der Globalisierung auf seine Stärke 
setzen und bestehende Schwächen 
im internationalen Wettbewerb ufl1 

Märkte und Absatzchancen konse- 
quent durch Reformen abbauen. 

Die Grenzen verlieren ihren trennenden 
Charakter. Das war die Politik aller RegJe] 
rungen, vor allen Dingen der Unionsreg1 

rungen von Konrad Adenauer bis Helmu 

Kohl. Heute haben sie ihren trennenden 
Charakter verloren, und wir sind darüber 
glücklich und darauf stolz. Aber damit 
verliert natürlich auch der Staat, der Na'. 
tionalstaat, ein Stück seiner Schutzfunkt«' 
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•}> Weil er nicht mehr so eingreifen kann, 
le er es getan hat, als die Grenzen noch 

»Iren trennenden Charakter und damit 
auch ihren Schutzcharakter hatten. 

as kann ich nicht ausgleichen, indem ich 
^e Oskar Lafontaine - auf zentralisti- 

. e Weise sage, ich mache aus Europa 
'nen Staat, und ich harmonisiere alles, 
ann gehe ich noch an Ziel-Zwei-Zonen 
eran und mache so eine Art Weltregie- 
^8- Meine Damen und Herren, das hat 
em Oskar ja geglaubt, bis er von Herrn 

j reenspan ausgelacht worden ist. Viel- 
lcht ist das mit ein Grund dafür gewe- 

^n; daß er sich dann auf eine Art und 
eise getrollt hat, die man letzten Endes 
C|K akzeptieren kann. So geht man 
"t aus einem Amt, in das man hinein- 

gewählt worden ist! 

da
S° mÜSSen wir natürlich bei aller Soli_ 

rj mät im Wettbewerb stehen. Das, was im 
utschen Bundestag und im Bundesrat 

entschieden wird, steht heute in Konkur- 
renz zu dem, was im Kongreß in Washing- 
ton entschieden wird, in Konkurrenz zu 
dem, was in der französischen National- 
versammlung oder im italienischen Parla- 
ment entschieden wird. Wir stehen heute 
in bestimmten Fragen in Konkurrenz zu 
anderen politischen Entwürfen. 

Deswegen ist es heute so entscheidend, daß 
wir den Wettbewerb annehmen. Der Inter- 
nationale Währungsfonds hat recht, wenn 
er in seinem Sonderbericht letzte Woche zu 
dem Ergebnis kommt - ich zitiere: 

Nur durch eine Kombination umfas- 
sender struktureller Reformen und 
makroökonomischer Begleitmaßnah- 
men kann ein nachhaltiger Abbau der 
hohen strukturellen Arbeitslosigkeit in 
Europa erreicht werden. 

Eine solche Kombination ist von der 
Bundesregierung nicht zu erwarten. 
Denn bei dieser Bundesregierung 
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herrscht leider die Kombination von 
umfassenden strukturellen Fehllei- 
stungen und mikroökonomischen 
Nachbesserungen. Einer solchen Re- 
gierung gehört gekündigt, damit wie- 
der mehr Menschen eingestellt wer- 
den können. Das ist unsere Aufgabe! 

Als Reaktion auf den weltweiten Moderni- 
sierungs- und Wettbewerbsdruck brauchen 
wir vor allem - und dazu können auch die 
Bundesländer einen entscheidenden Bei- 
trag leisten - mehr Innovation bei Hoch- 
technologien und modernen Dienstleistun- 
gen. Wir brauchen erstklassige Schulen 
und Hochschulen. Wir brauchen mehr Lei- 
stungsanrei/.e auch durch eine drastische 
Senkung von Steuern, und wir brauchen 
trotz aller Schwierigkeiten auch mehr Ei- 
genverantwortung und mehr Sozialverant- 
wortung. 
Rot-Grün lullt die Deutschen ein und ver- 
spricht das Blaue vom Himmel: „Es kann 
alles beim alten bleiben", hat Gerhard 
Schröder gesagt. „Wir ersparen euch die 
Härten des globalen Wettbewerbs!" Des- 
wegen haben sie alle strukturellen Ent- 
scheidungen der Regierung aus CDU/CSU 
und FDP aufgehoben mit verhängnisvol- 
len Folgen, die morgen und übermorgen 
noch gespürt werden. Unsere Gesetze für 
mehr Beschäftigung haben nachweislich 
den Krankenstand gesenkt und die Mobi- 
lität des Arbeitsmarktes erhöht. Mit der 
Rücknahme dieser maßvollen Reformen 
sind neue Arbeitsplätze bestimmt nicht 
entstanden; im Gegenteil: Das wird Ar- 
beitsplätze kosten. 
Die Ursachen unserer Beschäftigungskrise 
sind überwiegend struktureller Art und 
hausgemacht. Ich gehe ja gar nicht auf die 
Vereinigten Staaten von Amerika ein, aber 
warum hat denn Großbritannien eine viel 
niedrigere Arbeitslosigkeit als wir? Oder 
um ein kleineres Land zu nehmen: Warum 
herrscht denn in Holland beinahe Vollbe- 
schäftigung? Und warum haben wir auch 
in Deutschland ein so großes Ungleichge- 

wicht bei der Arbeitslosigkeit zwischen 
Norden und Süden? Das hat natürlich 
auch ein bißchen mit der Politik zu tun. 
Manche Länder haben eben ihre Hausar- 
beiten gemacht. 

Der Aufwärtstrend, den wir in 
Deutschland beim Wirtschaftswachs- 
tum noch 1998 zu verzeichnen hat- 
ten, ist beendet. Rot-Grün hat ein M' 
beitsplatzverhinderungsprogramm 
gestartet. Ich glaube, darüber müs- 
sen wir im Interesse der aufgebrach- 
ten Menschen, deren Existenz zum 
Teil entscheidend beeinträchtigt ist, 
reden. So müssen wir über die Neure- 
gelung der 630-DM-Jobs und über 
das Gesetz gegen die Scheinselbstän- 
digkeit sprechen. 

Die Neuregelung der 630-DM-Jobs kostet 
Arbeitsplätze, fördert die Schwarzarbeit 
und treibt Unternehmen, die auf diese 
Kräfte angewiesen sind, in den Ruin. Ich 
will überhaupt nicht bestreiten - wir sel- 
ber waren ja mitten in den Überlegungen 
zu einer Konzeption, mit der wir das Pr°' 
blem lösen können -, daß natürlich bei 
vier oder fünf Millionen Arbeitsplätzen 
durch 630-DM-Arbeitsverhältnisse auch 
Mißbrauch getrieben worden ist. Das ist 
auch eine Folge unseres eng regulierten 
Arbeitsmarktes. Das muß man ja alles se- 
hen; deswegen ist das ja auch als eine Af1 

Filter betrachtet worden. Aber wie hat d'e 

Bundesregierung dieses Problem gelöst- 
Ich will jetzt nicht die ganzen Fälle aufz 
gen, die damit verbunden sind. Ich will 
auch nicht weiter auf den bürokratischen 
Aufwand eingehen. Da muß einer - ich 
erlebe das ja - zum Finanzamt gehen un 
fragen: „Geben Sie mir eine Unbedenk- 
lichkeitsbescheinigung?" - Gegenfrage-   „ 
„Hast du Einkünfte?" - Da sagt er: „Nein_ 
- Darauf der Finanzbeamte: „Aber hast 
vielleicht ein Sparguthaben?" - Da sagt 
der: „Ja, ich habe 2000 Mark auf dem 
Sparguthaben." - Antwort: „Dann kann 
ich dir die Bescheinigung nicht geben, 
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enn du hast Zinseinkünfte und damit Ne- 
Deneinkünfte." 

Dann geht der Mann, der auf die Re- 
g'erung vertraut hatte, nach Hause 
und weiß nicht, was er tun soll. Das 
sind die Probleme, die Tausende und 
^ehntausende von kleinen Leuten 
bewegen! Wen trifft man denn damit 
^scheidend? Die kleinen Leute! 
Man trifft doch nicht die großen. 
Man zerstört mühsam aufgebaute 
Existenzen. 

as Schlimmste - für mich noch gravie- 
ender, weil es strukturell völlig fehlleitet 

s,nd die realitätsfernen Regelungen 
jf gen die Scheinselbständigkeit. Sie 
L ' llcken viele Unternehmensgründungen 

reits im Keim. Meine Damen und Her- 
in r\Was ^r em Prorjlem haben wir denn 

daß eUtSchland? Wir haben das Prob,em' ^wir heute in Deutschland insgesamt 
<jlcht einmal mehr einen Anteil von 10% 
- . bständigen an den Berufstätigen haben. 
br

lr brauchen mehr Selbständige. Wir 
h.ai!Cnen mehr selbständige Existenzen. 
fei i/ tUn v'e'e Länder etwas. Erwin Teu- 
ünd     rt BiedenkoPf' der Kollege Vogel 

andere, wir bemühen uns, die Selb- 
b n"'genquote nach oben zu bringen, wir 
I muhen uns, es attraktiv werden zu 
^.Sen, daß man sich selbständig macht. 
9Q ^bemühen uns darum, daß nicht mehr 

c der Absolventen von Hochschulen 
•Ha K

1C
^

1
 
daran denken, sich selbständig zu 

Um ^r brauchen mehr Selbständige, 
mehr Arbeitsplätze zu bekommen. 

h? al,er Wertschätzung für BMW, für 
derAedeS Und Chrysler: Den Schwerpunkt 
Un(j   beitsplätze bieten doch die kleinen 
bipt mitteIständischen Unternehmungen, 

h Pendle 
ngen 

neuen Existenzgründer, die an- 

keit reden wir a,le von mehr Selbständig- 
en Vfü mehr Mut zur Selbständigkeit. 
Ieg 

n 'angt einer an, vielleicht als Fliesen- 
8 r °der als Designer. Der macht es al- 

leine, der hat den Mut, und er hat einen 
Auftraggeber. Mit dem kommt er zunächst 
einmal über die Runden, und dann will er 
die Existenzgrundlage legen, um morgen 
zwei oder drei oder vier oder fünf Auftrag- 
geber zu bekommen. Aber was sage ich 
diesem Mann in der jetzigen Situation? 
Der verzweifelt doch, denn auf Grund von 
zwei Kriterien ist er Scheinselbständiger, 
und damit soll er in die Sozialversiche- 
rung. Der Auftraggeber sagt ihm: dann 
nicht. Was ist die Konsequenz? Die selb- 
ständige Existenz geht zu Ende und zu- 
grunde. Es ist genau die falsche Denkwei- 
se, die Herr Riester hat. Der glaubt das! 

Da wird gesagt - jetzt fangen auch 
die Roten und die Grünen an, so zu 
reden: Wir brauchen mehr Bill Gates. 
Dazu kann man stehen, wie man will, 
aber das ist natürlich ein Symbol für 
Selbständigkeit in Amerika. 
Doch unter den jetzigen Bedingungen 
gibt es niemals einen Bill Gates in 
Deutschland. Deswegen muß das Ge- 
setz weg, und die müssen weg, damit 
wir wieder richtig gestalten können. 

Hier geht es - ich sage das noch einmal 
mit allem Nachdruck - um Zehntausende, 
ja um Hunderttausende Existenzen, die 
den Mut haben, sich aufzuschwingen, sich 
selbständig zu machen, und von der Poli- 
tik Knüppel zwischen die Beine geworfen 
bekommen. Glauben Sie mir, bei aller Be- 
deutung vieler Probleme - ich will nichts 
von den Problemen im Kosovo usw. weg- 
reden: Das erregt die Leute draußen, und 
wir müssen uns mit aller Kraft dazu zu 
Wort melden, damit über den Kosovo 
nicht die Fehler dieser Bundesregierung 
verdeckt werden. Das muß aufgedeckt 
werden! 

Was ist die Antwort der SPD auf unser 
Beschäftigungsproblem? - Europäischer 
Beschäftigungspakt. Als Ministerpräsident 
von Niedersachsen hat Schröder die Ver- 
antwortung für die Arbeitslosigkeit in sei- 
nem Land als angeblich makroökonomi- 
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sches Problem noch nach Bonn zur frühe- 
ren Bundesregierung geschoben. Jetzt 
trägt er als Bundeskanzler die von ihm be- 
schworene makroökonomische Verantwor- 
tung - und prompt will er das Problem 
nach Brüssel schieben. Wenn es da auch 
nicht funktioniert, dann kann man darauf 
warten, daß er Kofi Annan einlädt, meine 
Damen und Herren, und das Problem von 
der UNO lösen lassen will. 

Das ist doch der Punkt. Die Ursachen 
unserer Beschäftigungskrise liegen 
entscheidend in Deutschland selbst 
und nicht in der Europäischen 
Union. Politik für mehr Arbeitsplätze 
muß deshalb in Deutschland gemacht 
werden und nicht in erster Linie in 
Brüssel. 

Zweitens: Wir verfolgen eine 
Ausländerpolitik, die die Integration fördert 
und fordert. Probleme auf dem Arbeits- 
markt für Deutsche und langfristig in 
Deutschland lebende Ausländerinnen und 
Ausländer bringt auch die Zuwanderung. 
Schon deshalb müssen wir diese begrenzen. 
Wir wollen eine Ausländerpolitik, die zur 
Integration, nicht zur Aufspaltung in ein 
Nebeneinander und ein Gegeneinander von 
Multi-Kulti führt. Rot-Grün -jedenfalls de- 
ren Repräsentanten - will eine multikultu- 
relle Gesellschaft. Die Mehrheit unserer 
Bürgerinnen und Bürger will so etwas nicht. 
Sonst hätten sich auch nicht so viele Men- 
schen - fast 5 Millionen - an unserer Unter- 
schriftenaktion beteiligt. Das blieb nicht oh- 
ne Eindruck auf die Bundesregierung. 

Was Rot-Grün jetzt beim Staatsbür- 
gerschaftsrecht ändern will, ist trotz 
einiger Korrekturen letztlich die Ein- 
führung des Doppelpasses durch die 
Hintertür. Die Beratungen dieses 
entscheidenden und einschneidenden 
Gesetzes zur Änderung des Staats- 
bürgerschaftsrechtes sollten von der 
Bundesregierung gerade auch mit 
Blick auf die Auseinandersetzungen 

in Jugoslawien und die großen Flücht- 
lingsströme nach Deutschland aus- 
gesetzt werden. Wolfgang Schäuble 
hat mit dem, was er vorgeschlagen 
hat, völlig recht. 

Das mindeste, was man verlangen kann, 
ist zu sagen: Wir sind bereit, darüber zu 
reden. Ihr habt Euren ersten Entwurf we- 
gen unserer Kraft zurückgezogen. Wir 
sind bereit, mit Euch darüber zu reden. 
Aber diese immer noch falsche gesetzlich 
Grundlage durchzupeitschen, das ist nicht 
sachgerecht. Wir sind in den entscheiden- 
den Fragen wirklich eine nationalverant- 
wortliche Opposition. Aber dann können 
wir auch verlangen, daß die Regierung bej 
solchen entscheidenden Maßnahmen nich 
über den Willen der Mehrheit der Bevöl- 
kerung und über den Willen der Opposite 
on so locker hinweggeht. Das müssen wir 
immer wieder deutlich machen. 

• •Jdh(:lif:fl   Wir stehen für eine sozial 
Politik. Rot-grüne Sozialpolitik versteht 
sich auch im Zeichen der Globalisierung 
als Umverteilungspolitik zwischen Kap11, 
und Arbeit, zwischen Arm und Reich. Rel' 
ne Umverteilungspolitik aber verschwel' 
det Ressourcen und verspielt die Zukunt 
unseres Landes. Wer heute nur auf Umve 

teilung setzt, der wird bald nichts mehr 
zum Umverteilen haben. 

Moderne Sozialpolitik muß Startchancen 
verbessern, muß Lebensperspektiven er- 
öffnen und Teilhabe an der Wissens- und 
Informationsgesellschaft ermöglichen- & 
muß den Grundsatz der Eigenverantw°r- 
tung und der Eigeninitiative wieder stäl^ 
ken. In all unseren Aussagen, in den Wis- 
senschaftlichen Abhandlungen der StitW 
gen, in unseren politischen Diskussione 
stellen wir fest: Die klassische Industrie* 
gesellschaft, begonnen im ausgehenden 
19. Jahrhundert, voll in der Blüte im 2°- 
Jahrhundert, beginnt sich dramatisch zu j 
verändern. Wir entwickeln uns zunehm 
in eine Informations-, in eine Wissensg 
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',. lschaft hinein. Hier müssen wir sagen: 
aPital kann man umverteilen, Wissen 

.atln man nicht umverteilen. Ich muß den 
n§en Menschen die entsprechenden 

^rtchancen geben. 

j fj sPreche hier aus eigener Erfahrung, 
u.   mme selbst aus - wie sagt man so 
non? - kleinen Verhältnissen. Ich bin 
s dritte Kind meiner Eltern und konnte - 

vj,s meine beiden Schwestern in dieser 
e,se noch nicht tun konnten - die Chan- 
^ahrnehmen, in Rosenheim aufs Gym- 

d
asium zu gehen. Ich hatte die Chance, 

Iann auch studieren zu dürfen - nach Ab- 
Jstung der Bundeswehr natürlich. 

ej  natte damit auch die Gewißheit, daß ich 
fäh611 ^Schluß erwerbe, der wettbewerbs- 
st k* 'St' ^as 'st me'n Prorjlem: Heute ent- 
li K Zunehmend und gerade in den nörd- 
Dri      ^andern - aber nicht allein - eine 
a ,ate Ausbildungseinrichtung nach der 
j- , eren bis hin zu privaten hochschulähn- 
v   

en Ausbildungen mit Semestergebühren 
m°ü

n 40.000 bis 50.000 DM. Die Institute 
SSen zum Teil Zugangssperren anord- 

du
n' Das .^deutet: Wenn es in der Bil- 

hie ^sP°nt'k so weitergeht - ich verweise 
•n vfU au^ das' was ^e Rot-Grünen gerade 
Schi n ^andern bezüglich der Gesamt- 
han     Unc* a^em' was da"1'1 zusammen- 
n- ,§t' gemacht haben -, dann fördert das 
Sch ff en Leistungsgedanken, und es 

Geld   letZten Endes Ungleichheit- Wer 

dun "at, kann sich eine private Ausbil- 
gseinrichtung leisten, der andere kann 

Ssich nicht leisten. 
Ur mich ist ein wesentlicher Teil der 

fernen Sozialpolitik auch eine 
«norme Reformbereitschaft in der 
Jj^undschule, in der Hauptschule, in 
J* Realschule, in der Berufsschule, 

der Universität. Wir müssen nicht 
r die Schwachen fördern, sondern 

d<Jr müssen auch die Starken för- 
rn, denn ohne Starke bringen wir 

n,chts zustande. 

Letzter Punkt: Wir setzen auf eine 
nachhaltige Politik. Das Prinzip der Nach- 
haltigkeit hat seinen Ursprung in der Um- 
weltpolitik. Nachhaltige Entwicklung 
heißt: Wir dürfen nicht von der Substanz 
leben, sondern müssen das, was uns wert- 
voll ist, von Generation zu Generation 
weitergeben: eine artenreiche Natur, natur- 
nahe Landschaften, Wälder, Lebensräume 
für Menschen, Tiere und Pflanzen. Auch 
kommende Generationen haben einen An- 
spruch auf die natürlichen Lebensgrundla- 
gen. Wenn wir ganz ehrlich sind, betrach- 
ten wir soziale Gerechtigkeit vorwiegend 
auf die lebende Generation bezogen, auf 
Jung und Alt, Mann und Frau, Arm und 
Reich. Soziale Gerechtigkeit und Gerech- 
tigkeit an sich gibt es nur für die derzeit 
auf der Welt Lebenden, aber soziale Ge- 
rechtigkeit muß auch eingelöst werden 
gegenüber denen, die morgen und über- 
morgen geboren werden. 

Das verlangt auch unser christliches 
Bekenntnis. Wir haben auch ein „C" 
in unserem Parteinamen. Nachhal- 
tigkeit ist ein zutiefst christliches Ele- 
ment, wenn ich es einmal sehr hoch 
angebunden ausdrücken darf. Eine 
Politik des blanken Materialismus 
und egoistischen Gegenwartskon- 
sums zerstört unsere Lebensbasis für 
die Zukunft. Unsere Verantwortung 
für die Schöpfung geht weit über 
das Heute hinaus. Das unterscheidet 
uns auch fundamental von anderen 
Parteien. 

Wir müssen uns bei allem, was wir tun, 
immer wieder fragen: Verbauen wir durch 
unsere Politik die Chancen künftiger Ge- 
nerationen? Lassen wir den Jungen genug 
Freiraum für die Zukunft? 

Das Prinzip der Nachhaltigkeit ist deswe- 
gen ein Maßstab für alle Politikfelder und 
muß auf allen politischen Entscheidungs- 
ebenen mehr Beachtung finden - gerade 
auch in der Finanzpolitik. Als Politiker 
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will man natürlich Probleme lösen, und 
wenn man zuwenig Geld dafür hat, geht 
man notfalls in die Verschuldung, um in 
der Gegenwart Probleme lösen zu können. 
Mit der Verschuldung kauft man sich ge- 
wissermaßen Zeit ein. Aber letzten Endes, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn wir ganz ehrlich sind, gilt: Wenn wir 
über unsere Verhältnisse leben, wenn wir 
uns mehr leisten, als wir leisten, muß das, 
was wir uns leisten, die nächste Generati- 
on bezahlen. Deswegen gehört natürlich 
auch die Nachhaltigkeit nicht nur zur Um- 
weltpolitik, sondern sie gehört in hohem 
Maße auch zur Finanzpolitik und zu vie- 
len anderen Bereichen, auch wenn sie dort 
vielleicht nicht so attraktiv ist, wie sie es 
im Bereich der Umweltpolitik ist. 

Ich sage noch einmal: Nachhaltig- 
keit, soziale Gerechtigkeit gegenüber 
den künftigen Generationen müssen 
in noch stärkerem Maße ein Element 
unserer gesamten Politik sein, ange- 
fangen bei der militärischen Situati- 
on bis hin zur zivilen Situation. Ich 
will das sehr deutlich aussprechen. 

Ich freue mich, daß die CDU in ihrem 
Leitantrag fordert, mittelfristig müsse in 
Deutschland ein Bundeshaushalt ohne 
Nettokreditaufnahme angestrebt werden. 
Das zeigt: CDU und CSU ziehen auch in 
dieser elementaren Frage am gleichen 
Strang. Ich bin überzeugt: Wir liegen auch 
hier richtig. Die Bürger werden dafür Ver- 
ständnis haben. 

Wir brauchen eine zukunftsfähige und ver- 
läßliche Politik in Deutschland und für 
Europa. Wir brauchen eine Politik, die das 
bewegt, was die Menschen bewegt. CDU 
und CSU stehen gemeinsam vor der histo- 
rischen Aufgabe, die bürgerliche Mitte zu 
bündeln und zu neuer politischer Kraft zu 
formieren. Diese Kraft müssen wir im 
föderalen Deutschland natürlich sowohl 
im Bundestag als vor allen Dingen auch 
über die Länder mobilisieren. 

Ich sage auch das: Es gab in der CDy 
und in der CSU - ich habe vieles mit' 
erlebt - Höhen und Tiefen in der Zu- 
sammenarbeit. Deswegen mein ganz* 
ganz herzlicher Dank an Ihren Par- 
teivorsitzenden Wolfgang Schäuble, 
der sich in dieser Aufgabe, alle sozu- 
sagen mit zu integrieren, aufreibt. 

Ich glaube, wir haben ein außerordentlich 
enges politisches und freundschaftliches 
Verhältnis im Laufe der Jahrzehnte ent- 
wickeln können, auch wenn wir uns oft 
einmal gestritten haben, er als Bundesin- 
nenminister und ich als bayerischer Innen' 
minister oder er als Chef des Kanzleram- 
tes bei Helmut Kohl und ich als Leiter 
der Staatskanzlei von Franz Josef Strauß- 
Da hat es natürlich hin und wieder einrna 
gekracht und auch gerauscht. 
Wir leben heute leider in einer Situation, 
lieber Wolfgang Schäuble und lieber He'' 
mut Kohl, in der das bürgerliche Lager U> 
Europa zerstritten ist. Wir erleben das 
gerade in Frankreich. Jospin kann nur de- 
wegen so sicher den Wahlen entgegenge' 
hen, weil das bürgerliche Lager leider 
zerstritten ist. In Italien haben wir leider 
keine Formation des bürgerlichen Lager > 
das können weder Berlusconi noch Din1 

sein. Wir haben in Skandinavien das D1' 
lemma, daß das bürgerliche Lager zerstfl 
ten ist. Wenn in Deutschland als dem ^° 
tor Europas das bürgerliche Lager - und 
das sind nur CDU und CSU - zerstritten 
ist, wäre dies das Ende. 

Nach der für die CDU und die CSÜ 
so bitteren Niederlage bei der Bun- ^ 
destagswahl am 27. September ga^ 
in der veröffentlichten Meinung un 

darüber hinaus zahlreiche höhnisc 

Stimmen, die der Union den Abstu 
in die politische Bedeutungslosig** 
prophezeiten. Heute, sieben Mona 
danach, können wir sehr realistisj-' 
und ohne Überheblichkeit feststen* 
Keine Regierung zuvor hat derart 
stark und derart rasch Vertrauen 
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jten Bürgerinnen und Bürgern einge- 
büßt wie die Regierung Schröder. 

U und CSU haben dagegen - das kam 
j^slern auch in den Beiträgen von Angela 

rkel, Wolfgang Schäuble und vielen 
^ . eren zum Ausdruck - rasch wieder 
v 

lt gefaßt. Ich sage es noch einmal: Wir 
[danken das ganz wesentlich Wolfgang 
näuble, dem ich für seinen Mut, seinen 

p.. ens'vgeist und seine kluge politische 
rung die Anerkennung der Schwester- 
e' sehr deutlich aussprechen möchte. 

~ r haben hier eine ganz hervorragende 
UnH     a^e' meme senr verehrten Damen 

d Herren. Mit Norbert Blüm verbindet 
j.   n seit vielen Jahrzehnten gemeinsamer 
j^Pfgeist. Mit Frau Schavan ergibt sich 
tik       en mit gemeinsamer Bildungspoli- 

natürlich automatisch eine ganz her- 
^/^gende Kooperationsmöglichkeit. 
•IahIStlan Wulff und ich kennen uns seit 
ten

r?n: Um nicht zu sagen seit Jahrzehn- 
sch f  F Wer(^en es das nächste Mal auch 
tp v    n; er w'rd dann dort sitzen, wo heu- 

K°ch sitzt. 

Rot l1     n gemeinsam an einem Strang. 
Chi i r^n ^at 'n Hessen verloren. Die 
d0rr f mit R°land Koch an der Spitze hat 

fulminant gewonnen. 

Cl k1 eln Aufbau-Ihr Erfolg'lieber R°- 
% f^°cn' bat gezeigt: Wer ein offenes 
&ür      ^e anliegen der Bürgerinnen und 
hier^er nat' der wird gewinnen. Gerade 
un. J" Thüringen haben die Wählerinnen 
tige fahler am 12. September eine wich- 
tig     ntungsentscheidung zu treffen, 
bei 6r Bernnai"d, wenn Thüringen heute 
all   le'en, um nicht zu sagen: bei nahezu 
Krei Wirtschaftlichen Kennziffern im 
bei H       ^Un* neuen Länder vorne liegt - 
Inve

e
t
r Bescnäftigung, beim Export, in der 

HoCLtlt,0nspolitik, bei der Qualität von 
auf cjScnulen - dann ist das maßgeblich 
Her D'

6
 
kluge Weichenstellung auch Dei- 

eg>erung zurückzuführen. 

Diesen Erfolg wollen die Menschen hier 
im Lande für die Zukunft. Wir schrei- 
ten dabei Seite an Seite mit der CDU. 
Wir wollen unseren kleinen Beitrag da- 
zu leisten, daß all das, was wir uns hier 
wünschen, auch in Erfüllung geht. 

Liebe Freunde, vor zehn Jahren begann 
eine neue Phase in der Geschichte unserer 
Nation. Die Menschen hier in Erfurt, in 
Thüringen, in den neuen Ländern schafften 
mit ihrem Mut und ihrer Besonnenheit et- 
was, was es in der Geschichte unseres Lan- 
des noch nicht gegeben hat: eine friedliche 
Revolution. Das Unterdrückerregime der 
SED wurde hinweggefegt, und die Mauer 
fiel. Heute kandidiert gegen Eberhard 
Diepgen in Berlin jemand, der am 10. No- 
vember 1989, als Helmut Kohl mit seinem 
Punkte-Programm die Wiedervereinigung 
eingeleitet hat, noch gesagt hat: „Ach, es 
geht hier nicht um Wiedervereinigung; es 
geht hier nur um ein Wiedersehen." Wir 
sollten das alles nicht vergessen. So lange 
ist das noch nicht her. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, mit solchen Sozialde- 
mokraten wäre die Einheit nicht gelungen. 

Hier sage ich deswegen mit einer 
Nachdrücklichkeit, die mir hoffent- 
lich heute gegeben ist, dies: Die Uni- 
on ist die Partei der Einheit. Helmut 
Kohl ist der Kanzler der Einheit. 
Wolfgang Schäuble ist der Architekt 
der Einheit. Die CSU unter Franz 
Josef Strauß hat mit dem Gang nach 
Karlsruhe 1972 einen Grundstein 
für die Einigung gelegt, die nicht so 
leicht gewesen wäre, wenn wir dieses 
Bundesverfassungsgerichtsurteil 
nicht gehabt hätten, wenn wir an die 
Entwicklungen im Jahre 1989 den- 
ken. CDU und CSU sind die Parteien 
der Einheit. Wir haben niemals ge- 
wankt und niemals gewackelt. Wenn 
ich in diesem Zusammenhang an 
andere denke, könnte ich Ihnen hier 
gewissermaßen Legionen erzählen. 
Das muß man den Menschen sagen. 
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Deswegen sage ich aus dem südlichsten 
Lande Deutschlands, das sich immer als 
föderalistisch, aber zugleich auch immer 
als ein harter Verfechter der nationalen 
Einheit verstanden hat, dies: 
Wir sind stolz auf die Einheit Deutsch- 
lands. Die Menschen hier in den neuen 
Ländern haben Großartiges geleistet. Sie 
haben aus eigener Kraft Freiheit und 
Demokratie errungen. Das muß man auch 
den Menschen bei uns, in den alten Län- 
dern, immer wieder deutlich sagen. Die 
Union war in der Stunde der Einheit die 
gesamtdeutsche Kraft. Wir sind diese 
Kraft auch heute und bleiben sie in Zu- 
kunft. Das müssen wir den Menschen je- 
den Tag aufs Neue vermitteln. Wir müssen 
die Menschen dort abholen, wo sie sind. 
Wir müssen ihre Sprache sprechen und 
die Köpfe und Herzen der Menschen er- 
reichen. 

CDU und CSU sind Volksparteien im 
besten Sinne des Wortes. Dafür steht 
die Union: für die Interessen der 
Menschen, vor allem auch der klei- 
nen Leute. Ich betrachte gerade die 
CDU und meine Partei als Interes- 
senswahrer der kleinen Leute. Ich 
bin stolz - das darf ich, so glaube ich, 
sein -, daß bei den Landtagswahlen 
in Bayern nicht nur 50 Prozent der 
18- bis 21jährigen CSU gewählt 
haben, sondern auch 47 Prozent aller 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer und fast 40 Prozent aller ge- 
werkschaftlich organisierten Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Dies müssen wir für ganz Deutsch- 
land erreichen. 

Die Union steht für deutsche Interessen in 
Europa. Die Union steht für ein Europa der 
Bürger und der regionalen Vielfalt. Die 
Union steht für soziale Marktwirtschaft, 
sie steht für das liberal-konservative Men- 
schen- und Familienbild, und sie steht für 
den Zusammenhalt der Schicksals- und 
Solidargemeinschaft in Heimat und Nati- 

on. Die Menschen wollen eine verläßlich 
und ehrliche Politik. Sie wollen eine Pol'' 
tik, die ihre Sprache spricht, und Persön- 
lichkeiten, denen sie vertrauen können. 
Das bietet die Union. 
Liebe Freunde, 1999 ist ein wichtiges 
Wahljahr. Das wird Schröder zunehmend 
zu spüren bekommen. Wie sagte Herber-^ 
ger? „Nach dem Spiel ist vor dem Spiel- 
Nach der Wahl am 27. September ist vor 
der Wahl. Rot-Grün hat in Hessen verlor«11 

- aber Deutschland hat gewonnen! 
Laßt uns gemeinsam kämpfen, damit es 
am Ende diese Jahres heißen wird: Hesse 
war nur der Anfang. Gemeinsam können 
wir es packen. 

Am 13. Juni, bei den Europawahlen» 
muß eine klare Mehrheit der CDU ge' 
genüber der SPD her. Wir sind die 
Partei, die europäische und deutsche 
Interessen gerecht bündelt. Das müS' 
sen wir an die Menschen herantragt' 

Ich werde bei all den Wahlen meinen 
Beitrag leisten. Denn auch Bayern geht e 
letzten Endes nur gut, wenn Bonn wiede 
anders regiert wird. Deswegen muß ich 
mich einsetzen. 
Am 6. Juni in Bremen mit Hartmut Per- 
schau! Am 5. September - eine ganz inte' 
essante Wahl - müssen wir es mit Jörg 
Schönbohm schaffen, die absolute Mehr- 
heit der SPD zu brechen. Im Saarland w^' 
den wir mit Peter Müller in die Wahl zie- 
hen. Wer kandidiert eigentlich für die S" 
im Saarland? Ist es Herr Klimmt, oder is  , 
Herr Lafontaine? Wer regiert da eigenthc 

Dort kommt man aus dem Ruhestand 
zurück und geht wieder in den Ruhestan 
anschließend kommt man noch einmal 
der. Das alles kann man ändern, wenn m 
die CDU im Saarland zur stärksten Part61 

macht. Das ist unsere Aufgabe. 
Auf den 12. September, die Wahl in Thjj^ 
ringen mit Bernhard Vogel, habe ich sc 
abgehoben. Und am 19. September wo» 
wir - ich bin ja nicht despektierlich - a 
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Schäuble 

b?z"tun'daß König Kurt König Kurt 
teibt. 

rnit man König sein kann, braucht es ei- 
es 

eigene Mehrheit. Am 10. Oktober geht 
•   Itllt Eberhard Diepgen um die Bundes- 
j^tadt Berlin. 

20nn     rnmen zwei große Finale im Jahr 
rhe    *° Schleswig-Holstein und Nord- 
ga 

m~ Westfalen geht es letzten Endes um 
Ich Z entscneidencle Weichenstellungen. 
Ce 

s^ge: Hier haben wir optimale Chan- 
alle •      Wunscne Dir, lieber Volker Rühe, 
Uan

S Gute- Wenn Du meine Hilfe brauchst, 
?-Ur yW^e ich, wie ich nur kann, sie Dir 

H 
Fügung stellen. 

ster  ?nsche, daß Du die Riege der Mini- 
Ich ?raS'denten für die CDU erweiterst. 
n°ch d nSChe Dir al,es Gute* Und dann 

Trau       Kollege Rüttgers! Das ist so ein 
run JV' den ich habe: eine kräftige Regie- 

gsbank im Bundesrat. 

Merkel 

Das muß unser Ziel sein in diesem und im 
nächsten Jahr: die Bundesratsbank ent- 
scheidend zu verändern, sie mit attrakti- 
ven Köpfen zu besetzen, die auch etwas in 
den Köpfen drin haben. 

Mein Schlußsatz: Rot-Grün und 
PDS machen eine Politik von gestern. 
Den Unionsparteien, den bürgerlichen 
Parteien - mit all ihrer Flexibilität - 
gehört die Zukunft. Wir sind die mo- 
derne Kraft in den Ländern. Wir sind 
die moderne Kraft für Deutschland. 
Und wir sind die moderne Kraft für 
Europa. Die kleine Schwester will alles 
dazutun, daß die kleine und die große 
Schwester zusammen die entscheiden- 
de Kraft in Deutschland und in Europa 
werden bzw. wieder werden. 

Alles Gute und herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Lebhafter langanhaltender Beifall) 
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Wolfgang Schäuble: 

Vertrauen und Verläßlichkeit 
schaffen die Bereitschaft bei den 

Bürgern, unsern Weg mitzugehen 
Wir haben in diesen zwei Tagen einen 
ungewöhnlich guten und erfolgreichen 
Parteitag zustande gebracht. Dafür 
danke ich vor allen Dingen Ihnen, den 
Delegierten des 12. Parteitages der CDU 
Deutschlands. 

Wir haben heute eine spannende Situation. 
Die einen sagen, wir zeigten zuviel Eu- 
phorie und wir sollten nicht glauben, daß 
wir uns selbstzufrieden zurücklehnen 
könnten, weil wir die Probleme schon 
gelöst hätten. Die anderen sagen, soviel 
Begeisterung habe es nicht gegeben. Wie 
soll denn die Situation auch anders sein? 
Die Realität bleibt bestehen, daß wir am 
27. September 1998 von den Wählern in 
Deutschland beauftragt worden sind, eine 
gute Opposition zu sein. 16 erfolgreiche 
Jahre unter der Verantwortung von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl sind damit zu 
Ende gegangen. Deshalb will ich zum 
Schluß noch einmal ein besonderes Wort 
der Verbundenheit zu Helmut Kohl sagen. 

Wir haben diesen Oppositionsauftrag an- 
genommen. Früher haben wir drei Jahre 
dazu gebraucht; am 27. September dauerte 
es keine 30 Minuten. Auch dies war ein 
großer Dienst von Helmut Kohl, den er für 
unsere Partei und für die Demokratie in 
unserem Lande geleistet hat. Auch daran 
muß man erinnern. 

Wir haben uns jetzt auf den Weg ge- 
macht. Für diesen Parteitag in Erfurt 
hatten wir uns vorgenommen - nach 
meiner Überzeugung ist es uns gut 
gelungen -, nicht alle Debatten zum 

Abschluß zu bringen. In einer Dem*»' 
kratie ist der ständige Prozeß der 
Diskussion, der Meinungsbildung 
und des Austausches von Argumen- 
ten ohnedies nie am Ende. Die „Er- 
furter Leitsätze" sollen ein Arbeits- 
programm für die Union für die vfer 

Jahre von 1998 bis 2002 darstellen- 
Wir haben uns über die Richtung 
vergewissert, die Schwerpunkte aus- 
gewählt und uns Zeitpläne vorgege- 
ben, in denen wir Entscheidungen 
treffen wollen. 

Ich nenne drei Beispiele. Erstens Fanri'1' 
enpolitik. Manche haben gefragt, ob v*"r 

Aus dem Schlußwort 
des Parteivorsitzenden 

diese Entscheidung nicht schon hätten 
gestern treffen sollen. Liebe Freunde, es 
zeichnet uns als CDU aus, daß wir ge^ 
in der Debatte erst die unterschiedlichen 
Ansätze über die vor uns liegende Arbe' 
deutlich herausgearbeitet haben. GleicH' 
zeitig nehmen wir uns aber vor, bis zum 
Ende des Jahres zu Entscheidungen zu 

kommen. 
Mit dem Ende des Parteitages beginnt de 
halb die Arbeit. Jetzt müssen wir auf & 
Ebene der Orts-, Kreis-, Bezirks- und V 
desverbände und auf Ebene der Verein'. ^ 
gungen die Diskussion zur Familienp0 

aufnehmen, die gestern angestoßen w° 
den ist, damit wir sie am Ende des Jan 
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br
f dem kleinen Parteitag zum Abschluß 

s 'n§er> können. So entsteht programmati- 
jj e Arbeit, die das berücksichtigt, was 

lr mit dem Motto „Mitten im Leben" 
n "l60, nämlich Argumente und Positio- 

ninsichtlioh t\t±r Rprlpnl-fn mit '.inilpn 
^Üsz 

•nsichtlich der Bedenken mit anderen 
völwUtaUScnen und allen Gruppen der Be- 
kiit erun8 anzubieten, miteinander zu dis- 

^    auf diese Weise wird es gelingen, 
re §r°ßen Veränderungen, die in unse- 
ble'k   nc* notwendig sind und notwendig 
kan    n' durchzusetzen. Im einzelnen 
kon"1 Clas furcntDar schwierig sein. Wir 
,T»ut k-en in den 16 Jahren'in denen Hel" 
•ich  •    ' Bundeskanzler war, gelegent- 
\Yj .e'n Lied davon singen, wie stark die 
We 

erstandskräfte sind. Wie gut wir ge- 
üie . n s'nd, sieht man daran, wie schlecht 
ren Ah6ren in den erSten l0° Tagen Wa" Par" . er darüber haben wir auf diesem 
che

eita§ genug gesprochen. Nächste Wo- 
beh Wenn nicht schon morgen, geht die 

DdU-e weiter. 

Die Veränderungen, die wir schaffen müssen, 
um das Ziel Arbeit für alle zu erreichen, be- 
dürfen intensiver Beteiligung aller Gruppen 
der Bevölkerung, damit die Bevölkerung sie 
nicht ablehnt, nur weil sie nicht versteht, 
warum die Veränderungen sein müssen. Wer 
die Ökosteuer oder die Neuregelung der 630- 
Mark-Verträge nur als Abkassiermodell ohne 
jeden Sinn und Verstand verwendet, der wird 
natürlich nicht Innovationsbereitschaft, son- 
dern nur Stillstand fördern. Deswegen müs- 
sen wir die Diskussion gründlich anlegen. 

Wir müssen im Rahmen des Ziels Arbeit 
für alle - dies gilt für alle Facetten von der 
Steuerpolitik bis zur Weiterentwicklung 
unserer sozialen Sicherungssysteme und 
der Flexibilisierung des Arbeitsrechts - 
bessere Schnittstellen zwischen Transfer- 
und Arbeitseinkommen schaffen. Anders 
geht es nicht. Leistung muß sich lohnen; 
man muß mehr Geld haben, wenn man 
arbeitet. So einfach ist die Wahrheit. 
Trotzdem ist es unendlich schwierig, ent- 
sprechende Konsequenzen zu ziehen. 
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Zweitens die Bildungspolitik. Annette 
Schavan, im Rahmen der Reform von 
Schule und Hochschule haben wir bis zum 
nächsten Jahr ebenfalls eine Menge vor. 

Wir haben es ja gestern an der Debatte 
über die Hochschullehrer gesehen. Man- 
che plädierten dafür, diese Frage gleich zu 
entscheiden, und fragten, ob wir nicht 
Manns genug dafür seien? Übrigens ist 
dieser Ausdruck „Manns genug" auch pro- 
blematisch; es müßte heißen Mann und 
Frau genug, um zu entscheiden. 

Aber vielleicht ist es der bessere Weg, daß 
wir den Mut zu entscheiden mit der Be- 
reitschaft, nachzudenken und mit allen in 
unserer Bevölkerung zu sprechen, verbin- 
den. Deswegen glaube ich, daß es richtig 
ist, daß wir mit den Erfurter Leitsätzen die 
Richtung vorgeben und uns die Themen, 
bei denen wir nach unserer Überzeugung 
schwerpunktmäßig unsere Programmatik 
und das Land voranbringen wollen, als 
Ziele setzen und den Zeitrahmen bis zur 
Verwirklichung dieser Ziele ausschöpfen, 
um so in unserer Partei darüber breit dis- 
kutieren und gemeinsam Lösungen erar- 
beiten zu können. 

Auch ein Drittes halte ich fest: Weil 
wir in den Grundfragen einig sind, 
können wir mit großer Gelassenheit 
an die Sachfragen herangehen und 
unterschiedliche Meinungen austau- 
schen, ohne gleich Angst haben zu 
müssen, das sei ein Zeichen von Zer- 
strittenheit. 

Zerstrittenheit ist etwas ganz Schlechtes 
für die Akzeptanz jeder politischen Grup- 
pierung. Eine Partei, die sich ihrer Grund- 
lagen sicher ist, und eine politische Ge- 
meinschaft, die ihren Kompaß hat, kann 
sehr wohl um jede einzelne Frage leiden- 
schaftliche Debatten führen. Das haben 
wir auf diesem Parteitag getan. Ich danke 
allen, die sich daran beteiligt haben, und 
allen Delegierten, die gestern und heute 
mit vorbildlicher Disziplin an diesen 

intensiven Beratungen teilgenommen ha- 
ben. Ich bin stolz auf die CDU Deutsch- 
lands, auf diesen Parteitag und auf die 
Delegierten. 

Ich bin sehr froh über die heutige großar- 
tige Rede von Edmund Stoiber, meinem 
jüngeren Kollegen als Parteivorsitzender" 
ich habe es ja gestern gesagt, daß ich von 
den Vorsitzenden der großen Parteien in 
Deutschland derjenige mit der längsten 
Dienstzeit bin. 

Gegenüber denjenigen, die diesen Partei- 
tag kommentieren und bewerten - das ist 
ja ein wichtiger Dienst in einer offenen 
und pluralistischen Demokratie -, halte 
ich fest, daß diejenigen, die die Sorge 
gehabt haben, die Union, CDU und CSU' 
könnte sich auf Grund der neuen Rolle a's 

Opposition im Bund aus populistischen 
Gründen, aus Schwäche oder aus Dumm- 
heit von ihrer Grundsatzorientierung als 
der großen Partei der Westintegration un 
der europäischen Einheit entfernen oder 
CDU und CSU könnten in Streit, Eifer- 
süchteleien oder Profilierungswettläufen 
untereinander ihre Kräfte verzetteln, ge' 
stern und heute eines Besseren belehrt 
worden sind. Die Einigkeit ist das beste 
Kapital, das wir haben. 

CDU und CSU haben nur gemeins*1" 
als Union, als große Volksparteien, 
die sich von den Sozialausschüssen 
bis zum Wirtschaftsrat, von der Se 

oren-Union bis zur Jungen Union, 
vom Evangelischen Arbeitskreis n1 

zur Frauen-Union erstrecken - oa 

ist jetzt keine Wertung - und zur 
Mitte hin integrieren, die Chance, 
wieder die bestimmende politische 
Kraft in Deutschland zu werden i»n 
in dem Wettlauf, wer die bestimm* 
de Kraft in Deutschland sein wir«' 
wettbewerbsfähig zu sein. 

Das erstere sind wir noch nicht. Wir st 
len in Deutschland im Moment die OpP 
sition. Aber wettbewerbsfähig um Pla 
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^ in der deutschen Politik ist die Union 
^non ein paar Monate nach der Bundes- 
e.§s\vahl wieder geworden. Wenn es noch 
L nen Zweifel daran gegeben hätte, dann 
, at der Parteitag in Erfurt das Gegenteil 
diesen. 

yas ist ein hohes Gut und die wichtigste 
Aussetzung dafür, daß wir unseren Auf- 

a§ weiterführen. CSU-Vorsitzende, lieber 
og  .Und Stoiber, sind auf CDU-Parteita- 
^ n immer freundlich behandelt worden. 

s ist die Liebe der großen Schwester zur 
g 

lnen- Sie werden aber vielleicht auch 
, sPürt haben, daß es nie besser war, als es 
,     "lg War   An^Vi ioh fiil-ilo mir-K nmnoVplirt 
bei War. Auch ich fühle mich umgekehrt 

der CSU immer sehr wohl. Vor ein paar 
.   cnen waren wir ja erst in München auf 

dp   §roßartigen Parteitag zusammen, auf 
m sie gewählt worden sind. 
*c» sage es jetzt ganz ruhig und mit 
Bedacht: Die inhaltliche Überein- 
jtoniniung zwischen CDU und CSU 
J^i ihren Parteimitgliedern und auch 
Jj1 den Sachpositionen der Vorsitzen- 
den war nie größer als am heutigen 
*age. Auch dafür danke ich Edmund 
Stoiber. 
n haben wir nicht nur unsere Erfurter 

fürH-atZ6, sondern auch unsere Leitlinien 
r'ch     ^ur°pawahl. „Europa muß man 
tJJllg machen" - das ist wahr. Natürlich 
[u-, utet das eine Menge Arbeit, unsere 
üb*     germnen und MitDÜrger davon zu 
^erzeugen, daß die Wahl des Europäi- 
Unrt     r'amentes für die Zukunft unseres 
geL es und für die Zukunft Europas un- 
Wir

eUer wichtig ist. Im Ministerrat haben 
cler S* Zeit eher zu viel rot. Wie das in 
las   

Ur,ftigen Kommission aussehen wird, 
Mum '-h n°ch einmal dahingestellt. Das 
ist s PaiScne Parlament wird wichtiger; es 
UnSe    

n viel wichtiger, als es manche 
Weit er ^tDurger wahrnehmen. Für den 
gan 

ren europäischen Weg wird es aber 
Unio

entscheidend sein, daß die Politik der 
Par]    IIT1 künftigen Europäischen 

dment eine Mehrheit findet. Dafür 

müssen wir in den kommenden Wochen 
bis zum 13. Juni arbeiten. Es bleibt eine 
Menge zu tun. 

Es ist viel gute Arbeit geleistet wor- 
den. Ich danke allen, die an der For- 
mulierung und der Verabschiedung 
des Leitantrages mitgewirkt haben, 
herzlich für diese Arbeit. Vor allem 
danke ich Volker Rühe, der uns 
unsere europäische Programmatik 
in ihrer grundsätzlichen Bedeutung 
heute vormittag klar vor Augen ge- 
führt hat. Da liegt unser Weg. Liebe 
Freunde, wir werden es schaffen. 

Die schrecklichen Ereignisse im Kosovo 
zeigen, wie wichtig es ist, daß wir die Zie- 
le, die von den Gründungsvätern in den 
Konzentrationslagern der Nazi-Zeit vorge- 
dacht worden sind und für die die Union 
nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet 
worden ist, nicht aus den Augen verlieren: 
Frieden, Freiheit, Demokratie, Menschen- 
rechte und Rechtsstaatlichkeit zu sichern 
und nie wieder Diktatur und Barbarei zu- 
zulassen. Wenn wir dieses erreichen wol- 
len, ist die weitere Arbeit an der Einigung 
Europas, die Schaffung eines Europas, in 
dem überall Frieden, Freiheit und Men- 
schenrechte herrschen, die wichtigste Auf- 
gabe für CDU und CSU am Ende dieses 
und an der Schwelle zum kommenden 
Jahrhundert. Dem bleiben wir treu. 

Es bleibt viel zu tun. Die letzten Tage mit 
den schrecklichen Erfahrungen im Kosovo 
zeigen es. Aber diese Ziele bleiben richtig 
und notwendig. Deswegen stehen CDU 
und CSU als politische Kraft klar zu die- 
sen Zielen und ziehen gleichzeitig auch 
Grenzen. Unsere Parteien arbeiten daran, 
auf dem Weg der Einigung Europas das zu 
sichern, was den Menschen auf dem Bal- 
kan in diesen Tagen vorenthalten bleibt. 
Daraus wächst unsere Verantwortung. 
Weil bei uns aber über die Grundlinien 
und Grundwerte Klarheit herrscht, sind 
wir auch verläßlich. 
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Deswegen wechseln wir unseren politi- 
schen Kurs und unsere Programmatik bei 
aller Bereitschaft zur Erneuerung nicht 
jeden Tag, wie andere Leute vielleicht die 
Unterwäsche, sondern halten klaren Kurs. 
Aus Vertrauen und Verläßlichkeit entsteht 
auch die Bereitschaft bei den Bürgern, 
diesen Weg mitzugehen. Auf diesem Weg 
sind wir in Erfurt ein gutes Stück voran- 
gekommen. Dafür möchte ich danken. 

Es bleibt das Ziel, für Einheit, Frie- 
den und Freiheit in Europa, in unse- 
ren wunderschönen Bundesländern 
und in dem besonders schönen 
Thüringen, aber auch in unserem 
vereinten deutschen Vaterland wei- 
terzuarbeiten. 

Es ist zu Recht daran erinnert worden: VVi 
sind die Partei der deutschen Einheit. Spie 
Sätze haben wir immer mehr als Verpflicl1' 
tung und Auftrag denn als Selbstlob versj* 
den. Im Rahmen dieser Verpflichtung un 
dieses Auftrages wollen wir auch weiten1 

die Partei der deutschen Einheit sowie di 
Partei der europäischen Einigung bleiben- 

Deswegen, liebe Freunde, lassen Sie un 
diesen Parteitag - wie es große TradiO 
der Christlichen Demokratischen Unio^, 
Deutschlands ist - mit dem Lied der Ve 

sehen schließen: Einigkeit und Recht u 
Freiheit für das deutsche Vaterland. - 
Herzlichen Dank. 

(Beifall - Die Anwesenden erheben & 
und singen die Nationalhymne) 

ich 
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Roland Koch neuer 
Präsident des Bundesrats 
Jer Bundesrat hat am 30. April in Bonn 

en hessischen Ministerpräsidenten Ro- 
nd Koch einstimmig zu seinem neuen 

r|*äsidenten gewählt. 
0ch folgt damit nach dem Regierungs- 
cnsel in Hessen seinem Wiesbadener 

iitsvorgänger Hans Eichel auch an der 
P'tze der Länderkammer nach. Koch steht 
^ Bundesrat bis zum Ende des laufenden 
f schäftsjahres der Länderkammer am 31. 

Oktobervor. 

^!ach seiner Wahl betonte Koch, daß er zu 
, ney „fairen und sachlichen Zusammenar- 

"  mit dem Bundestag und mit der rot- 
* unen Bundesregierung bereit sei. Er un- 

strich, die jetzige Zusammensetzung 
^Bundesrates nach dem Wahlsieg der 

U in Hessen verhindere die „Arroganz 

*-   •» 

~rw 

, 

der rigorosen Durchsetzung einer be- 
stimmten Meinung". 

Zugleich verhindere sie „die Arroganz ei- 
ner einfachen Blockade". Gefragt sei viel- 
mehr „das Ringen um den Kompromiß". 
Dieser habe die größte Chance, dauerhaf- 
ten Erfolg zu bringen. 

Die Junge Union Deutschlands 
sucht für die Zeit des Erzie- 

hungsurlaubs der Stelleninhaberin 
2um 1. Juni 1999 für die Bundesge- 
schäftsstelle in Berlin eine/einen 

Bildungsreferent/in - 
Wissenschaftliche/n 
Mitarbeiter/in 
Aufgaben: 
• Vorbereitung und Durchführung von 
Seminaren und Fachkongressen 
• Zusammenstellung und Erarbei- 
tung wissenschaftlicher Grundlagen 
Jür die Arbeit der Gremien des Bun- 
desverbandes 
• Entwurf von Referaten, Texten für 
veröffentlichungen, Resolutionen 
)Jnd Beschlußvorlagen für den Bun- 
desvorstand. 

Anforderungen: 
• abgeschlossenes Hochschul-/ 
Fachhochschulstudium 
• möglichst Erfahrung in der gesell- 
schaftspolitischen Arbeit 
• sicherer Umgang mit Internet und 
E-Mail 
• Mitgliedschaft in der Jungen Union 
• Höchstalter 30 Jahre. 
Vergütung: 
• in Anlehnung an BAT. 

Schriftliche Bewerbungen ein- 
schließlich aller üblichen Unter- 
lagen sind an die Bundesge- 
schäftsstelle der Jungen Union 
Deutschlands, z.Hd. Bundes- 
geschäftsführer Ulrich Burger, 
Inselstr. 1b, 10179 Berlin-Mitte, 
zu richten. 
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Europawahl: Sonderbestell-Liste der Jungen Union 

Kleinwerbemittel: 
Aufkleber („Wir überschreiten...", oval) 
Aufkleber in Sternform (JU-Stern) 
Buttons („Wir überschreiten...", rund) 
JU-Pin (Motiv: Stern) 
Radiergummis (Motiv: Stern) 
Kugelschreiber „Wir überschreiten..." 
Lutscher (bedruckt mit Stern-Motiv) 

Plakate: 
Rahmenplakat „Wir überschreiten..." DIN A 1 
Rahmenplakat „Wir überschreiten..." DIN A 2 

Broschüren: 
„Europa für eine neue Generation gestalten" 
(Leitantrag Deutschlandtag 1998) 
Informationen zur politischen Bildung 
- Europa - 

Faltblätter: 
„Europa - Kernthesen" 
Themenflugblatt „Menschenrechte" 
Themenflugblatt „Umweltschutz" 
Themenflugblatt „Bildung" 
Themenflugblatt „Freiheit & Sicherheit" 
Rahmenflugblatt (DIN A 4) 

1/ 0,70 DM  / DM 
1/ 0,60 DM  / DM 
1/ 1,10 DM  / DM 
1/ 0,50 DM  / DM 
1/ 0,60 DM  / DM 

10/ 6,00 DM  / DM 
100/20,00 DM  / DM 

1/ 0,70 DM  / DM 
1/ 0,60 DM  / DM 

1/ 2,50 DM  / DM 

1/ 2,20 DM  / DM 

10/ 5,00 DM  / DM 
10/ 3,00 DM  / DM 
10/ 3,00 DM  / DM 
10/ 3,00 DM  / DM 
10/ 3,00 DM  / DM 
12/ 2,00 DM  / DM 

ir 
iten Grenzen 

'V: 

für europa 
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Besteller: 

ersandanschrift: (falls nicht identisch) 

D Bezahlung per Einzugsermächtigung 
D da es sich um eine Bestellung über 

200- DM handelt, habe/n ich/wir 
einen Verrechnungsscheck in Höhe 
von 190- DM beigefügt. 

Kontoinhaber: 

Bankverbindung: 

Konto-Nr.: 

e'efon für evtl. Rückfragen: 

BLZ: 

Ort, Datum Unterschrift 

Junge Union Deutschlands 
öundesgeschäftsstelle 
lhselstraße 1b • 10179 Berlin 

Tel.: 030/278787-0 
Fax: 030/278787-20 

wir 
übe.;.  '    ^ 

für europa 
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Das Info-Material zur Europawahl 99 

ArguKARTEN 
1581   Argukarten-Set zur Europawahl (25 Karten) 
1359  Argukarten-Set zum Thema „Euro" (13 Karten) 

• Fa/t BLÄTTER 
2599 Erstwählerprospekt 

2596 Deutsche Aussiedler: 6 Fragen - 6 Antworten 

2546 Europa: 10 Argumente für Europa 

2570 Landwirtschaft: ehre, WEM EHRE GEBÜHRT. 

2571 Innere Sicherheit: ... gegen VERBRECHEN UND 
DROGENHANDEL 

2572 Demokratie und Bürgernähe: 
ohne DIE MENSCHEN GEHT NICHTS. 

2573 Bildungspolitik: wissen WO'S LANGGEHT. 

2574 Arbeitsplätze: mehr ARBEIT LÄSST SICH 
STEUERN: MIT WENIGER STEUERN. 

2576    Rentenpolitik: Verläßliche POLITIK FÜR 
RENTNER UND BEITRAGSZAHLER 

2578 Euro: nur EIN STARKER EURO IST EIN 
GUTER EURO. 

2579 Europa: neue ZIELE GEMEINSAM ERREICHEN. 

20 Sets   29,90 DM 
20 Sets   19,50 DM 

Die Faltblätter sind zu je 100 Expl. verpackt. 
100 Expl. kosten 20,00 DM 

• BROSCHÜREN 
5580  Europa ganz persönlich, DIN A6, 48 Seiten 

50 Expl. 30,00 DM 
5363  Zukunftsprogramm der CDU 

50 Expl. 40,00 DM 
5592  Europa muß man richtig machen. Beschluß des 12. Parteitages 

50 Expl. 30,00 DM 
5595  Erfurter Leitsätze - „Aufbruch 99". Beschluß des 12. Parteitages 

50 Expl.30,00 DM 

wahlj.ihr 1999      .      ff. 
INFOS FÜR ERSTWAHl*!^- 
- 8 FRAGEN UND ANTWOR"* 

co?^ 
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DIE BESCHLÜSSE DES 12. PARTEITAGES 

Europa 
MUSS MAN 
RICHTIG 
MACHEN. 
Beschluß des 12. Parteitags in Erfurt 
25. bis 27. April 1999 

Erfurter 
LEITSÄTZE 

AUFBRUCH '99 

Beschluß des 12. Parteitags in Erfurt 
25. bis 27. April 1999 

CDU CDU 
mitten im Leben. 

Wie Preise gelten zzgl. MwSt. 
JJ"d Versand. Ab einem 
Warenwert von 50,- DM 
werden keine Versandkosten 
Rechnet. 

Bestellanschrift 

De»" Post: IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 
59306 Ennigerloh 

Fax: 02524/911310 
EMails 
Cc,u-shop@bertelsmann.de 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

Das ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukas 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 

N  DEUTSCHLAND — Informationsdienst^ 

'.0 
Tele« 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands. Fürd   [ 

14/1999 
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